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Förderbescheid übergeben: Neues  
Fahrzeug für Ortsfeuerwehr Zschernitz

Der Kauf eines neuen Fahrzeugs für die Ortsfeuerwehr Zscher-
nitz (Gemeinde Wiedemar) ist ein großes Stück näher gerückt. 
Nordsachsens Landrat Kai Emanuel legte in Zwochau einen För-
dermittelbescheid über rund 212.000 Euro für den Kauf eines 
HLF 10 unter den Weihnachtsbaum in der Wiedemarer Gemein-
deverwaltung. Das Geld stellt der Freistaat Sachsen den Land-
kreisen für Investitionen ins Feuerwehrwesen zur Verfügung. 
Die Verteilung der Mittel stimmt der Kreisbrandmeister mit den 
Kommunen ab. Auf dem Foto zu sehen sind neben dem Landrat 
Ortswehrleiterin Catherine Kohl mit ihrem Stellvertreter Marco 
Hinz (l.) sowie Wiedemars Bürgermeister Steve Ganzer (r.).
Das Hilfeleistungslöschgruppenfahrzeug (HLF) kostet circa 

630.000 Euro und ersetzt seinen Vorgänger aus dem Jahr 
1993. Der Allrounder ist mit moderner Technik für die Bewälti-
gung verschiedener Einsatzlagen ausgestattet und verfügt über 
neun Sitzplätze.
Derzeit sind in Zschernitz 15 Feuerwehrleute aktiv. „Dass sie 
auch tagsüber einsatzbereit sind, ist für so eine kleine Wehr 
nicht selbstverständlich“, würdigte Landrat Emanuel das eh-
renamtliche Engagement. Im laufenden Jahr wurden die Flo-
riansjünger neun Mal alarmiert, unter anderem rückten sie zur 
Bekämpfung eines Großbrandes in Paschwitz aus. 
 
� Foto: LRA/Bley
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Pressestelle

Ausschreibungen des Landkreises Nordsachsen
Aktuelle Stellenausschreibungen sowie Leistungsausschreibungen nach VgV, VOB und VOL finden Sie ab sofort im Internet
unter www.landkreis-nordsachsen.de.

Zentrale Haupteinwahl		  Dezernat Ordnung und Kommunales

alle Verwaltungsstandorte	 03421 758-0	 Dezernent	 03421 758-5002

		  Straßenverkehrsamt	 03421 758-5102

Bereich Landrat		  Lebensmittelüberwachungs-

Büro Landrat	 03421 758-1012	 und Veterinäramt	 03421 758-5202

Amt für Beteiligungs- 	 03421 758-1004

und Kreistagsangelegenheiten	 03421 758-1016	 Ordnungsamt	 03421 758-5311

Rechnungsprüfungsamt	 03421 758-1090	 Kommunalamt	 03421 758-1202

Amt für Wirtschaftsförderung und		  Amt für Schulen und Bildung	 03421 758-7102

Landwirtschaft	 03421 758-1049		

	 Dezernat Soziales und Gesundheit	

Stabstelle Medien und		  Dezernentin	 03421 758-6002

Kommunikation	 03421 758-1034	 Jugendamt	 03421 758-6102

Büro für Chancengerechtigkeit 	 03421 758-6206	 Sozialamt	 03421 758-6202

		  Gesundheitsamt	 03421 758-6302

Dezernat Verwaltung und Finanzen		  Amt für Migration und

2. Beigeordneter und Dezernent	 03421 758-2002	 Ausländerrecht	 03421 758-5302

Amt für Personal und Organisation	 03421 758-1502	

Amt für Finanzen und Controlling	 03421 758-2002	 Bürgerbüros

Zentrales Immobilienmanagement	 03421 758-7002	 Bürgerbüro Torgau	 03421 758-1371

Amt für Brandschutz, Rettungsdienst		  Bürgerbüro Delitzsch	 03421 758-1334

und Katastrophenschutz	 03421 758-5402	 Bürgerbüro Eilenburg	 03421 758-1355

		  Bürgerbüro Oschatz	 03421 758-1380

Dezernat Bau und Umwelt		

1. Beigeordneter und Dezernent	 03421 758-4002

Bauordnungs- u. Planungsamt	 03421 758-3102

Amt für Ländliche Neuordnung	 03421 758-3202

Vermessungsamt	 03421 758-3402

Umweltamt	 03421 758-4102

Straßenbauamt	 03421 758-3302

Telefonische Erreichbarkeit des Landratsamtes Nordsachsen
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Das Amtsblatt erscheint 14-tägig in den graden Wochen in elektronischer Version und Auslagen 
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Bekanntmachungen und Mitteilungen des Landratsamtes
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Amt für Wirtschaftsförderung  
und Landwirtschaft

Bekanntmachungen

Amt für Wirtschaftsförderung
Landwirtschaft und Tourismus

Existenzgründerberatungen
In engem Zusammenwirken mit Banken, der Agentur für 
Arbeit, der IHK zu Leipzig und der Handwerkskammer 
Leipzig können alle Bürger, die an einer Existenzgrün-
dung interessiert sind, kostenlose Beratungsleistungen 
in Anspruch nehmen.
Existenzgründerberatungen der WFG – Wirtschaftsför-
derungsgesellschaft mbH des Landkreises Nordsachsen 
und des Amtes für Wirtschaftsförderung und Landwirt-
schaft des Landkreises Nordsachsen werden wie folgt 
durchgeführt:

In Delitzsch
Haus der Wirtschaft, August-Bebel-Straße 2
Termine jeweils nach Vereinbarung
Zur Terminabstimmung wenden Sie sich bitte an
Frau Victoria Böttcher, Telefon 03421 758-1058 oder 
Victoria.Böttcher@lra-nordsachsen.de

In Oschatz
Landratsamt Nordsachsen, Außenstelle Oschatz,
Friedrich-Naumann-Promenade 9, 04758 Oschatz
(kein fester Beratungstag)
Zur Terminabstimmung wenden Sie sich bitte an
Herrn Torsten Simon, Telefon 03421 758-1061 oder 
Torsten.Simon@lra-nordsachsen.de

In Torgau
Landratsamt Nordsachsen
Schloßstraße 27, Flügel C, Zi. 226, 04860 Torgau
(kein fester Beratungstag)
Wir bitten um vorherige Terminabstimmung mit Herrn 
Simon, Telefon 03421 758-1061 oder
Torsten.Simon@lra-nordsachsen.de

Öffentlicher Hinweis
Reg.-Nr. 781/2025

Information an Landwirte und 
Landwirtschaftsbetriebe

Die Untere Landwirtschaftsbehörde hat über die Genehmigung 
zum Verkauf des nachstehenden Grundstückes nach dem 
Grundstückverkehrsgesetz (GrdstVG vom 28.07.1961, zuletzt 
geändert am 27.11.2008, BGBl. I S. 2586) zu entscheiden:

Gemarkung 
(Stadt Mügeln) Flurstücks-Nr. Größe in ha

Nutzungsart gem. 
Angaben im Vertrag/
Katasterkarte

Grauschwitz 156/3         7,9343 Landwirtschaftsfläche

Leistungsfähigen landwirtschaftlichen Unternehmen, die zur 
Aufstockung ihres Betriebes am Erwerb des Grundstückes inte-
ressiert wären, wird Gelegenheit gegeben, dem

Landratsamt Nordsachsen
Amt für Wirtschaftsförderung und Landwirtschaft

04855 Torgau

bis zum    12.01.2026    ihr Erwerbsinteresse schriftlich zu 
bekunden und mitzuteilen, welchen Preis sie bei einer eventuell 
gegebenen Erwerbsmöglichkeit anbieten würden.
Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass die Mitteilung eines 
Erwerbsinteressenten keinerlei Erwerbsansprüche begründet 
und den Absender nicht zum Beteiligten am Verwaltungsver-
fahren macht.

Rentzsch
SGL Landwirtschaft

Öffentlicher Hinweis
Reg.-Nr. 782/2025

Information an Landwirte und 
Landwirtschaftsbetriebe

Die Untere Landwirtschaftsbehörde hat über die Genehmi-
gung zum Verkauf des nachstehenden Grundstückes nach dem 
Grundstückverkehrsgesetz (GrdstVG vom 28.07.1961, zuletzt 
geändert am 27.11.2008, BGBl. I S. 2586) zu entscheiden:

Gemarkung 
(Stadt Mügeln) Flurstücks-Nr. Größe in ha

Nutzungsart gem. 
Angaben im Vertrag/
Katasterkarte

Grauschwitz 145           11,5540 Landwirtschaftsfläche

Leistungsfähigen landwirtschaftlichen Unternehmen, die zur 
Aufstockung ihres Betriebes am Erwerb des Grundstückes inte-
ressiert wären, wird Gelegenheit gegeben, dem

Landratsamt Nordsachsen
Amt für Wirtschaftsförderung und Landwirtschaft

04855 Torgau

bis zum    12.01.2026    ihr Erwerbsinteresse schriftlich zu 
bekunden und mitzuteilen, welchen Preis sie bei einer eventuell 
gegebenen Erwerbsmöglichkeit anbieten würden.
Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass die Mitteilung eines 

Erwerbsinteressenten keinerlei Erwerbsansprüche begründet 
und den Absender nicht zum Beteiligten am Verwaltungsver-
fahren macht.

Rentzsch
SGL Landwirtschaft

Dezernat Verwaltung und Finanzen

Bekanntmachung

Satzung
über die Erhebung von Gebühren für 

Leistungen des Rettungsdienstes
im Landkreis Nordsachsen

Auf der Grundlage des § 32 Abs. 5 des Sächsischen Gesetzes 
über den Brandschutz, Rettungsdienst und Katastrophenschutz 
in der Fassung der Bekanntmachung vom  4. März 2024 (Sächs-
GVBl. S. 289), hat der Kreistag des Landkreises Nordsachsen 
am 03. Dezember 2025 folgende Satzung beschlossen.
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§ 1
Geltungsbereich

(1)	Für den Einsatz von Fahrzeugen des Rettungsdienstes er-
hebt der Landkreis Nordsachsen gemäß § 32 Abs. 5 S. 2 
SächsBRKG Gebühren nach dieser Satzung. 

(2)	Einsätze von Rettungstransportwagen, Notarzteinsatzfahr-
zeugen und Krankentransportwagen, die nach dieser Sat-
zung kostenpflichtig sind, müssen ausschließlich von der, 
für den Landkreis Nordsachsen zuständigen, Integrierten 
Regionalleitstelle Leipzig (IRLS) koordiniert worden sein.

(3)	Die Satzung gilt für alle Benutzer des Rettungsdienstes, so-
weit diese an keine Entgeltvereinbarung mit den Kostenträ-
gern nach § 32 Abs. 5 S. 1 Sächs-BRKG gebunden sind. 
Das betrifft insbesondere: privat versicherte Personen; nicht 
versicherte Personen; gesetzlich krankenversicherte Perso-
nen, wenn die Leistung von der gesetzlichen Krankenkasse 
nicht genehmigt wurde; Krankenhäuser und andere medizi-
nische Einrichtungen oder Behörden beispielsweise für Ver-
legungsfahrten. 

(4)	Diese Gebührensatzung gilt auch im Falle der Amtshilfe 
durch andere Behörden wie beispielsweise benachbarte 
Leitstellen in angrenzenden Landkreisen bzw. Rettungs-
dienstbereichen.

§ 2
Gebührenschuldner

(1)	Gebührenschuldner sind:
1.	die Benutzer oder deren gesetzliche Vertreter/Bevoll-

mächtigte,
2.	die Behandelten oder deren gesetzliche Vertreter/Bevoll-

mächtigte,
3.	die Betreiber einer medizinischen, oder der Pflege oder 

Betreuung verpflichteten Einrichtung, oder einer Behör-
de, wenn ein Transport ohne zwingende medizinische 
Gründe oder ohne Genehmigung der zuständigen ge-
setzlichen Krankenkasse veranlasst wurde,

4.	der Träger in Fällen, in denen kraft Gesetzes zusätzlich 
der Träger der Gesundheitsfürsorge haftet.

(2) 	Ferner ist Gebührenschuldner, wer einen Einsatz verur-
sacht, indem er wider besseres Wissen oder infolge grob 
fahrlässiger Unkenntnis der Tatsachen den Rettungsdienst 
alarmiert.

(3)	Mehrere Gebührenschuldner haften als Gesamtschuldner.

§ 3
Gebührensätze

(1)	Für den Einsatz nachfolgender Fahrzeuge des Rettungs-
dienstes werden Gebühren als Pauschalgebühren für die 
jeweilige Einsatzart festgesetzt. 

a)	 Krankentransportwagen (KTW)	
b)	 Rettungswagen (RTW)
c)	 Notarzteinsatzfahrzeug (NEF)

		 Die Höhe der Gebühren richtet sich nach der Gebührentabel-
le, welche als Anlage Bestandteil dieser Satzung ist.

(2)	Bei Fernfahrten zum Zwecke der Verlegung in Kliniken 
und/oder andere medizinische Einrichtungen sind ebenfalls 
Gebühren nach dieser Satzung zu erheben. Dabei sind zu-
sätzlich zu der festgelegten Pauschalgebühr ab dem 151. 
Fahrkilometer je weiteren gefahrenen Kilometer den in der 
Anlage festgelegten Betrag zu entrichten.

(3)	Für die Erhebung der Gebühr ist entscheidend, welches Ret-
tungsmittel für den Transport tatsächlich erforderlich war. 
Die Abrechnung erfolgt nach Transportart und nicht nach 
eingesetztem Rettungsmittel.

   	 Ist das NEF vor Ort und werden notärztliche Leistungen er-
bracht, wird der Einsatz als NEF abgerechnet, auch wenn 
es nicht zum Transport des Patienten gekommen ist. Fahr-
ten mit einem KTW oder einem RTW werden nur dann ab-
gerechnet, wenn der Transport eines Patienten tatsächlich 
durchgeführt wurde. Die pauschale Gebühr wird je Benutzer 
und für jedes in Anspruch genommene Rettungsmittel erho-
ben.

(4)	Bei der Beförderung von mehreren Patienten in einem Kran-
kentransportwagen ist die Pauschalgebühr für das jeweilige 
Rettungsmittel auf die Beförderten gleichmäßig aufzuteilen.

(5)	Für Begleitpersonen werden keine Gebühren erhoben. Diese 
können jedoch nur mittransportiert werden, wenn eine zu-
lässige Mitfahrgelegenheit vorhanden ist. Ein Anspruch auf 
Mitnahme besteht hierbei nicht.

(6)	Ein Anspruch auf Mitnahme von Gegenständen besteht 
nicht.

§ 4
Fälligkeit

(1)	Der Gebührenanspruch entsteht mit der Vermittlung des 
Einsatzes durch die IRLS an den Rettungsdienst.

(2)	Die Gebühr wird mittels Gebührenbescheid erhoben und mit 
der Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig. 

§ 5
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntma-
chung in Kraft, jedoch frühestens am 01. Januar 2026. Mit 
Inkrafttreten dieser Satzung tritt die Gebührensatzung vom 13. 
Dezember 2023 (Beschluss-Nr. 237/23 KT) außer Kraft.

Torgau, den 03. Dezember 2025

Kai Emanuel
Landrat

 

Anlage 

Zur Satzung über die Erhebung von Gebühren für Leistungen 
des Rettungsdienstes im Landkreis Nordsachsen (Beschluss-Nr. 
096/25 KT vom  03.12.2025)

Gebührentabelle gültig ab dem 01.01.2026

Rettungsmittel Gebühr
Gebühr je Kilometer 
ab dem 151. 
Besetzt-Kilometer

Krankentransportwagen (KTW) 345,20 € 5,60 €

Rettungswagen (RTW) 995,80 €

Notarzteinsatzfahrzeug (NEF) 615,40 €
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Dezernat Bau- und Umwelt

Bekanntmachungen

Mitteilung über die Änderung von Daten des 
Liegenschaftskatasters

nach § 14 Abs. 7 Sächsisches 
Vermessungs- und Katastergesetz 

(SächsVermKatG)

Das Vermessungsamt Nordsachsen hat Daten des Liegen-
schaftskatasters geändert:

Antragsnummer: 730_2025_1001905

Betroffene Flurstücke
Gemarkung Dölzig (5508): 1371, 1372/1, 982/13

Art der Änderung
		 1. Veränderung der tatsächlichen Nutzung

Allen Betroffenen wird die Änderung der Daten des Liegen-
schaftskatasters durch Offenlegung mitgeteilt. Die Ermächti-
gung zur Mitteilung auf diesem Wege ergibt sich aus § 14 Abs. 
7 Sächsisches Vermessungs- und Katastergesetz vom 29. Ja-
nuar 2008 (SächsGVBl. S. 138, 148), das zuletzt durch Artikel 
1 des Gesetzes vom 19. Juni 2024 (SächsGVBl. S. 636) geän-
dert worden ist in Verbindung mit § 9 Absatz 3 der Durchfüh-
rungsverordnung zum Sächsischen Vermessungs- und Katas-
tergesetz vom 6. Juli 2011 (SächsGVBl. S. 271), die zuletzt 
durch Artikel 2 der Verordnung vom 25. Januar 2023 (Sächs-
GVBl. S. 37) geändert worden ist.
Der Landkreis Nordsachsen ist nach § 2 des SächsVermKatG 
für die Fortführung der Daten des Liegenschaftskatasters sei-
nes Gebietes zuständig. Der Änderung der Daten des Liegen-
schaftskatasters liegen die Vorschriften des § 14 SächsVerm-
KatG zugrunde.

Für Fragen stehen Ihnen die Mitarbeiter während der Öffnungs-
zeiten vom

05.01.2026 bis zum 05.02.2026
in der Geschäftsstelle des

Vermessungsamtes Nordsachsen
Dr.-Belian-Str. 5, 04838 Eilenburg

in der Zeit

Dienstag: 08:30 – 12:00 Uhr und 13:00 – 18:00 Uhr
Donnerstag: 08:30 – 12:00 Uhr und 13:00 – 16:00 Uhr

Freitag: 08:30 – 12:00 Uhr
Telefon 03421 758 3432 oder -3433 oder -3402

gern zur Verfügung.

Sie haben in der Geschäftsstelle die Möglichkeit, die Fortfüh-
rungsnachweise und die weiteren Unterlagen zu den Änderun-
gen einzusehen.

Die Unterlagen können auch auf der Internetseite des Land-
kreises
https://www.landkreis-nordsachsen.de/landratsamt/aktuelles/
oeffentliche-bekanntmachungen ab 05.01.2026 eingesehen 
werden.

Szymanski
Amtsleiter

Mitteilung über die Änderung von Daten des 
Liegenschaftskatasters

nach § 14 Abs. 7 Sächsisches 
Vermessungs- und Katastergesetz 

(SächsVermKatG)

Das Vermessungsamt Nordsachsen hat Daten des Liegen-
schaftskatasters geändert:

Antragsnummer: 730_730_2025_1002785

Betroffene Flurstücke
Gemarkung Dommitzsch Flur 2 (7793): 123, 224/3

Antragsnummer: 730_730_2025_1002787

Betroffene Flurstücke
Gemarkung Dommitzsch Flur 11 (7802): 8/1, 33, 85

Antragsnummer: 730_730_2025_1002790

Betroffene Flurstücke
Gemarkung Trossin Flur 1 (8054): 46/3, 82/2, 82/9, 86
Gemarkung Trossin Flur 2 (8055): 2, 62/1, 77
Gemarkung Trossin Flur 3 (8056): 11, 12, 30/1, 31/1, 36, 
39/1, 35
Gemarkung Trossin Flur 5 (8058): 5/26, 12
Gemarkung Trossin Flur 7 (8060): 45, 46, 53/6, 53/8, 53/9, 
54/9, 54/10, 54/11, 56/3, 58/4, 58/5, 61/11
Gemarkung Trossin Flur 8 (8061): 3, 5/4, 5/6, 8, 10, 11/2, 
12/2, 13/1, 13/2, 14, 15, 16, 17, 18/5, 18/6, 19, 20, 21, 
22/1, 23/1, 24/2, 25/1, 25/2, 26, 27, 29, 34/12, 35/4, 45/1, 
45/2, 48, 49, 52, 53, 55/2, 60/1, 63, 65, 66/4, 66/6, 66/7, 
66/12, 67/1, 67/2, 67/4, 68/1, 68/2, 71/1, 73/5, 73/6, 78/10, 
78/11, 78/12, 78/21, 78/28, 78/31, 78/34, 83, 84, 98/3, 
98/4, 99, 116/6, 119, 120, 122, 123

Antragsnummer: 730_730_2025_1002805

Betroffenes Flurstück
Gemarkung Krippehna Flur 2 (3270): 97/2

Antragsnummer: 730_730_2025_1002849

Betroffene Flurstücke
Gemarkung Laußig Flur 2 (3278): 128/4
Gemarkung Pristäblich Flur 1 (3280): 64, 72, 74, 75, 113/8, 
113/14, 116/1, 118, 120, 122/16, 122/32, 122/33, 123/2, 
123/3, 125, 128, 129/1, 136/2, 141, 142, 201, 208, 215, 
219, 221, 222, 224, 225, 226, 243, 134, 218, 246, 216
Gemarkung Pristäblich Flur 3 (3282): 90/7, 101/6, 114/3, 
115/4, 130/7, 132, 143/2, 144, 180/1, 180/2, 181, 182, 
189/2, 190, 191, 196/6, 201/3, 201/5, 202/1, 202/3, 203/3, 
203/4, 206/8, 208/4, 211/3, 212/4, 218, 219, 225/5, 232/5, 
207/1, 98, 232/6, 100/2, 97, 99/3

Antragsnummer: 730_730_2025_1002913

Betroffene Flurstücke
Gemarkung Glaucha Flur 4 (3210): 230
Gemarkung Glaucha Flur 6 (3212): 63/3, 63/5, 68, 221, 222, 
224/17, 224/26, 230, 232/2, 232/3, 232/5, 232/11, 232/12, 
232/13, 232/14, 232/15, 232/18, 232/19, 232/20, 232/21, 
232/22, 232/23, 233/1, 233/4, 233/10, 233/12, 234, 235/6, 
235/8, 236/16, 236/29, 237/2, 237/3, 237/6, 237/8, 237/9, 
237/10, 237/11, 237/12, 237/13, 237/14, 237/15, 237/16, 
237/17, 237/18, 238/11, 238/12, 238/13, 238/16, 239/27, 
239/30, 239/33, 240/27, 241, 242/1, 243/4, 245, 246/1, 
246/7, 247/7, 248/1, 256, 257/22, 258/16, 260/26, 261/13, 
261/23, 261/25, 261/27
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Antragsnummer: 730_730_2025_1002991

Betroffene Flurstücke
Gemarkung Hohenroda Flur 1 (2271): 1/3, 24/1, 26/3, 27/2, 
28/2, 31/18, 31/19, 31/20, 34/5, 34/6, 35/3, 38/3, 39/3, 
43/4, 43/9, 43/10, 45/1, 45/2, 48/5, 48/31, 48/35, 48/44, 
48/45, 48/47, 48/50, 48/53, 48/63, 48/64, 48/73, 48/75, 
48/78, 48/79, 48/80, 48/82, 48/91, 48/92, 48/93, 48/94, 
48/97, 48/98, 49/1, 49/6, 51/1, 51/9, 51/10, 51/11, 51/14, 
51/15, 51/16, 51/21, 51/22, 52/5, 52/7, 56/3, 56/4, 59/1, 
64/1, 74/13, 74/16, 76/22, 76/23, 78/45, 78/46, 78/54, 
78/55, 78/57, 78/59, 100/1, 102, 104/1, 113, 115, 117, 
118/1, 120, 122, 124, 125, 127, 230/48, 252/76, 259/17, 
290/21, 300/50, 312/60, 313/61, 317/62, 318/57, 339/63
Gemarkung Hohenroda Flur 2 (2272): 28/21, 28/32, 28/47, 
28/52, 28/53, 28/54, 28/57, 28/58, 28/59, 28/60, 28/61, 
28/62, 33/3, 33/7, 33/9, 33/16, 33/24, 33/30, 36/10, 36/14, 
38/2, 42/4, 42/5, 54/13, 54/15, 54/21, 120/36

Art der Änderung
		 1. Veränderung von Gebäudedaten
		 2. Veränderung der tatsächlichen Nutzung

Allen Betroffenen wird die Änderung der Daten des Liegen-
schaftskatasters durch Offenlegung mitgeteilt. Die Ermächti-
gung zur Mitteilung auf diesem Wege ergibt sich aus § 14 Abs. 
7 Sächsisches Vermessungs- und Katastergesetz vom 29. Ja-
nuar 2008 (SächsGVBl. S. 138, 148), das zuletzt durch Artikel 
1 des Gesetzes vom 19. Juni 2024 (SächsGVBl. S. 636) geän-
dert worden ist in Verbindung mit § 9 Absatz 3 der Durchfüh-
rungsverordnung zum Sächsischen Vermessungs- und Katas-
tergesetz vom 6. Juli 2011 (SächsGVBl. S. 271), die zuletzt 
durch Artikel 2 der Verordnung vom 25. Januar 2023 (Sächs-
GVBl. S. 37) geändert worden ist.
Der Landkreis Nordsachsen ist nach § 2 des SächsVermKatG 
für die Fortführung der Daten des Liegenschaftskatasters sei-
nes Gebietes zuständig. Der Änderung der Daten des Liegen-
schaftskatasters liegen die Vorschriften des § 14 SächsVerm-
KatG zugrunde.

Für Fragen stehen Ihnen die Mitarbeiter während der Öffnungs-
zeiten vom

05.01.2026 bis zum 05.02.2026
in der Geschäftsstelle des

Vermessungsamtes Nordsachsen
Dr.-Belian-Str. 5, 04838 Eilenburg

in der Zeit

Dienstag: 08:30 – 12:00 Uhr und 13:00 – 18:00 Uhr
Donnerstag: 08:30 – 12:00 Uhr und 13:00 – 16:00 Uhr

Freitag: 08:30 – 12:00 Uhr
Telefon 03421 758 3432 oder -3433 oder -3402

gern zur Verfügung.

Szymanski
Amtsleiter

Bekanntgabe der Offenlegung der Änderung 
von Daten des Liegenschaftskatasters

nach § 14 Abs. 7 Sächsisches 
Vermessungs- und Katastergesetz 

(SächsVermKatG)
Das Vermessungsamt Nordsachsen hat Daten des Liegen-
schaftskatasters geändert:

Antragsnummer: 730_2023_1002089

Betroffene Flurstücke
Gemarkung Schnaditz Flur 1 (3364): 3, 4, 7, 297
Gemarkung Schnaditz Flur 2 (3365): 188/11, 189/7, 10/3, 12, 
13, 14, 255/18, 380
Gemarkung Schnaditz Flur 7 (3370): 2
Gemarkung Tiefensee Flur 3 (3387): 21, 23, 25, 26, 24

Art der Änderung
		 1. Berichtigung eines Zeichenfehlers
		 2. Veränderung von Gebäudedaten
		 3. Veränderung der tatsächlichen Nutzung

Allen Betroffenen wird die Änderung der Daten des Liegen-
schaftskatasters durch Offenlegung mitgeteilt und bekannt ge-
macht. Die Ermächtigung zur Bekanntgabe auf diesem Wege 
ergibt sich aus § 14 Abs. 7 Sächsisches Vermessungs- und Ka-
tastergesetz vom 29. Januar 2008 (SächsGVBl. S. 138, 148), 
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Juni 2024 
(SächsGVBl. S.  636) geändert worden ist in Verbindung mit 
§ 9 Absatz 3 der Durchführungsverordnung zum Sächsischen 
Vermessungs- und Katastergesetz vom 6. Juli 2011 (SächsGV-
Bl. S. 271), die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 25. 
Januar 2023 (SächsGVBl. S. 37) geändert worden ist.
Der Landkreis Nordsachsen ist nach § 2 des SächsVermKatG 
für die Fortführung der Daten des Liegenschaftskatasters sei-
nes Gebietes zuständig. Der Änderung der Daten des Liegen-
schaftskatasters liegen die Vorschriften des § 14 SächsVerm-
KatG zugrunde.

Die Unterlagen liegen ab dem

05.01.2026 bis zum 05.02.2026
in der Geschäftsstelle des

Vermessungsamtes Nordsachsen
Dr.-Belian-Str. 5, 04838 Eilenburg

in der Zeit

Dienstag: 08:30 – 12:00 Uhr und 13:00 – 18:00 Uhr
Donnerstag: 08:30 – 12:00 Uhr und 13:00 – 16:00 Uhr

Freitag: 08:30 – 12:00 Uhr

zur Einsichtnahme bereit.

Für Fragen stehen Ihnen die Mitarbeiter unserer Geschäftsstelle 
während der Öffnungszeiten zur Verfügung. Sie haben in der 
Geschäftsstelle auch die Möglichkeit, die Fortführungsnachwei-
se und die weiteren Unterlagen zu den Änderungen einzusehen.

Die Unterlagen können auch auf der Internetseite des Land-
kreises
https://www.landkreis-nordsachsen.de/landratsamt/aktuelles/
oeffentliche-bekanntmachungen
eingesehen werden.

Rechtsbehelfsbelehrung: 
Die Berichtigung eines Zeichenfehlers stellt einen Verwaltungs-
akt dar. Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Widerspruch beim Landratsamt Nordsach-
sen, Schloßstraße 27 in 04860 Torgau erhoben werden.

Szymanski
Amtsleiter
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Dezernat Ordnung und Kommunales

Bekanntmachungen

Tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung 
zum Schutz gegen die Geflügelpest

Festlegung der Schutzzone und 
Überwachungszone

Das Lebensmittelüberwachungs- und Veterinäramt des Land-
kreises Nordsachsen (LÜVA) erlässt auf Grundlage der Verord-
nung (EU) 2016/429, des Tiergesundheitsgesetzes (TierGesG) 
und der Verordnung zum Schutz gegen die Geflügelpest (Geflü-
gelpest-Verordnung) folgende

Allgemeinverfügung

1.	Der Ausbruch der hochpathogenen Geflügelpest in Grimma 
wurde am 12.12.2025 amtlich festgestellt.

2.	Um den Seuchenbestand wird eine Schutzzone (früher 
„Sperrbezirk“) mit einem Radius von drei Kilometern fest-
gelegt. Die Festlegungen entsprechen dem Gebiet innerhalb 
der roten Linie auf der Karte, welche im Geoportal des Land-
kreises Nordsachsen veröffentlicht ist und dort eingesehen 
werden kann.

		 Gebietsbeschreibung: 3 km Radius um den Ausbruchsbe-
trieb mit den GPS-Koordinaten 12.909529/51.271245 (Kar-
tenausschnitt als Bestandteil dieser Verfügung).

3.	Um den Seuchenbestand wird eine Überwachungszone (frü-
her „Beobachtungszone“) mit einem Radius von mindestens 
zehn Kilometern. Die Festlegungen entsprechen dem Gebiet 
innerhalb der blauen Linie auf der Karte, welche im Geopor-
tal des Landkreises Nordsachsen veröffentlicht ist und dort 
eingesehen werden kann.

		 Gebietsbeschreibung: 10 km Radius um den Ausbruchsbe-
trieb mit den GPS-Koordinaten 12.909529/51.271245 (Kar-
tenausschnitt als Bestandteil dieser Verfügung).

Kartenausschnitt:

4.	Gleichzeitig werden die nachstehenden Seuchenbekämp-
fungsmaßnahmen angeordnet: Es gelten die aufgeführten 
Maßnahmen jeweils für die Schutzzone beziehungsweise 
Überwachungszone soweit sie durch Ankreuzungen aufge-
führt sind.

Seuchenbekämpfungsmaßnahmen zu Nr. 4 Geltung für 
Schutzzone

Geltung für 
Überwachungs-
zone

1.	 Anzeigepflicht: Tierhaltende Betriebe haben 
dem Veterinäramt unverzüglich die Anzahl der 
gehaltenen Vögel unter Angabe ihrer Nutzungs-
art und ihres Standorts und der verendeten 
gehaltenen Vögel, sowie jede Änderung anzuzei-
gen.

      (Art. 71 VO (EU) 2016/429 i. V. m. § 21 Abs. 5 
und § 27 Abs. 3 GeflPestSchV)

X X

2.	 Verbringungsverbot: Folgende Tiere und Erzeug-
nisse dürfen nicht in oder aus einem Bestand 
verbracht werden:

     – Gehaltene Vögel, X X

    – Fleisch von Geflügel und Federwild, X X

   – Eier, Bruteier X X

   – sonstige Erzeugnisse und tierische Neben-
produkte, die von Geflügel und Federwild 
stammen (Gülle, einschließlich Mist und 
benutzter Einstreu, Federn und andere tierische 
Nebenprodukte)

X X

Ausgenommen hiervon sind 
–  Erzeugnisse tierischen Ursprungs, die als 

sichere Waren gelten. Als sicher gelten 
die Waren nach Anhang VII der VO (EU) 
2020/687, das ist insbesondere Fleisch, 
das in bestimmter Weise behandelt wurde. 
Einzelheiten können beim Veterinäramt 
erfragt werden.

–  Erzeugnisse tierischen Ursprungs, die der 
einer Behandlung (bestimmte Wärmebehand-
lungsverfahren) nach Anhang VII der VO (EU) 
2020/687 unterzogen wurden.

–  Erzeugnisse oder sonstige seuchenrelevante 
Materialien, die vor Beginn der Seuche, d. h. 
vor dem 20.11.2025 gewonnen oder erzeugt 
wurden.

–  Erzeugnisse, die in der Schutz- oder Über-
wachungszone hergestellt wurden und von 
Vögeln gewonnen wurden, die außerhalb der 
Schutzzone gehalten wurden.

–  Erzeugnisse, die in der Überwachungszone 
hergestellt wurden und von Vögeln gewonnen 
wurden, die außerhalb der Sperrzone (Schutz- 
und Überwachungszone) gehalten wurden.

–  Folgeprodukte dieser aufgezählten Erzeug-
nisse.

–  Von den Ausnahmen kann abgesehen werden 
für Erzeugnisse, die nicht eindeutig von 
unzulässigen Erzeugnissen getrennt waren 
oder epidemiologische Nachweise auf eine 
Übertragungsmöglichkeit für diese Erzeug-
nisse hindeuten – Art. 27 Abs. 4 der VO (EU) 
2020/687.

–  Für Eier kann die genehmigte kanalisierte 
Verbringung über eine Packstelle gemäß 
Artikel 34 beziehungsweise 50 der VO (EU) 
2020/687 beim LÜVA beantragt werden.

      (Art. 27 Abs. 1 bis Abs. 4 und Art. 42 VO (EU) 
2020/687 i. V. m. Art. 71 VO (EU) 2016/429 i. 
V. m. § 21 Abs. 6 Nr. 1 und § 27 Abs. 4 Nr. 1 
GeflPestSchV)

X X
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Seuchenbekämpfungsmaßnahmen zu Nr. 4 Geltung für 
Schutzzone

Geltung für 
Überwachungs-
zone

3.	 Aufstallungspflicht: Wer Geflügel (Hühner, Trut-
hühner, Perlhühner, Enten, Gänse, Wachteln, 
Tauben, Fasane, Rebhühner oder Laufvögel) 
hält, hat diese Tiere von wildlebenden Vögeln 
abzusondern. Die gehaltenen Vögel sind in ge-
schlossenen Ställen oder unter einer Schutzvor-
richtung zu halten, die aus einer überstehenden, 
nach oben gegen Einträge gesicherten dichten 
Abdeckung und mit einer gegen das Eindringen 
von Wildvögeln gesicherten Seitenbegrenzung 
bestehen muss.

      (Art. 25 Abs. 1 a) und Art. 40 VO (EU) 
2020/687 i. V. m. Art. 71 VO (EU) 2016/429 i. 
V. m. § 21 Abs. 2 und § 13 Abs. 1 GeflPest-
SchV)

X X

4.	 Eigenüberwachung: Tierhaltende Betriebe 
haben eine zusätzliche Überwachung im Betrieb 
durchzuführen, indem die gehaltenen Vögel ein-
mal am Tag auf Veränderungen zu prüfen sind 
(gesteigerte Todesrate, verringerte Beweglich-
keit der Tiere, signifikanter Anstieg oder Rück-
gang der Produktionsdaten). Jede erkennbare 
Änderung ist dem Veterinäramt unverzüglich 
telefonisch mitzuteilen (Tel. 03421/7585202, 
außerhalb der Sprechzeiten Integrierte Regional-
leitstelle 03417550044000).

      (Art. 25 Abs. 1 b) und Art. 40 VO (EU) 
2020/687)

X X

5.	 Schadnagerbekämpfung: Geflügelhaltende 
Betriebe haben Maßnahmen zur Bekämpfung 
von Insekten und Nagetieren sowie anderer 
Seuchenvektoren im Betrieb und um den 
Betrieb herum ordnungsgemäß anzuwenden und 
hierüber Aufzeichnungen zu führen.

      (Art. 25 Abs. 1 c) und Art. 40 VO (EU) 
2020/687)

X X

6.	 Hygienemaßnahmen: Geflügelhaltende Betriebe 
haben an allen Zufahrts- und Abfahrtswegen 
täglich Desinfektionsmaßnahmen durchzufüh-
ren. Hierzu sind die auf der Webseite des DVG 
unter www.desinfektion-dvg.de gelisteten 
Mittel für Stallungen zu verwenden.

      (Art. 25 Abs. 1 d) und Art. 40 VO (EU) 
2020/687)

X X

7.	 Biosicherheit: Geflügelhaltende Betriebe haben 
zum Schutz vor biologischen Gefahren sicher-
zustellen, dass jegliche Personen, die mit den 
gehaltenen Vögeln im Betrieb in Berührung kom-
men oder den Betrieb betreten oder verlassen, 
Hygienemaßnahmen beachten, insbesondere 
gelten folgende Maßnahmen:

      (Art. 25 Abs. 1 e) und Art. 40 VO (EU) 
2020/687 i. V. m. § 21 Abs. 6 Nr. 2 und § 27 
Abs. 4 Nr. 2 und § 6 Abs. 1 GeflPestSchV)
–  Die Ein- und Ausgänge zu den Ställen oder 

die sonstigen Standorte des Geflügels sind 
gegen unbefugten Zutritt oder unbefugtes 
Befahren zu sichern.

X –

–  Die Ställe und sonstigen Standorte dürfen 
von betriebsfremden Personen nur mit 
betriebseigener Schutzkleidung oder 
Einwegschutzkleidung betreten werden. 
Diese ist nach dem Verlassen abzulegen und 
bei Mehrwegschutzkleidung regelmäßig bei 
mind. 60 °C zu waschen, Einwegschutz-
kleidung ist nach Gebrauch unschädlich in 
einer vor unbefugtem Zugriff geschützten 
Restmülltonne zu entsorgen.

X X

Seuchenbekämpfungsmaßnahmen zu Nr. 4 Geltung für 
Schutzzone

Geltung für 
Überwachungs-
zone

–  Schutzkleidung von Betriebsangehörigen ist 
ebenfalls nach Gebrauch unverzüglich zu 
reinigen und zu desinfizieren bzw. Einweg-
schutzkleidung nach Gebrauch unverzüglich 
unschädlich beseitigt wird.

X X

–  Nach jeder Einstallung oder Ausstallung von 
Geflügel sind die dazu eingesetzten Gerät-
schaften und der Verladeplatz zu reinigen und 
zu desinfizieren und nach jeder Ausstallung 
sind die frei gewordenen Ställe einschließlich 
der dort vorhandenen Einrichtungen und 
Gegenstände zu reinigen und zu desinfizieren.

X –

–  Betriebseigene Fahrzeuge sind abweichend 
von § 17 Abs. 1 der Viehverkehrsverordnung 
unmittelbar nach Abschluss eines Geflügel-
transports auf einem befestigten Platz zu 
reinigen und zu desinfizieren.

X –

–  Fahrzeuge, Maschinen und sonstige 
Gerätschaften, die in der Geflügelhaltung 
eingesetzt und in mehreren Ställen oder von 
mehreren Betrieben gemeinsam benutzt wer-
den, sind jeweils vor der Benutzung in einem 
anderen Stall bzw. bei Benutzung in mehreren 
Betrieben im abgebenden Betrieb vor der 
Abgabe zu reinigen und zu desinfizieren.

X –

–  Der Raum, der Behälter oder die sonstigen 
Einrichtungen zur Aufbewahrung verendeten 
Geflügels sind nach jeder Abholung, mindes-
tens jedoch einmal im Monat, zu reinigen und 
zu desinfizieren.

X –

–  Eine betriebsbereite Einrichtung zum Waschen 
der Hände sowie eine Einrichtung zum 
Wechseln und Ablegen der Kleidung und zur 
Desinfektion der Schuhe ist vorzuhalten.

X –

–  Vor dem Betreten und nach dem Verlassen 
der Stallungen sind die Hände (mit Seife) zu 
reinigen und anschließend zu desinfizieren 
(Handdesinfektionsmittel),

–  Es ist eine strikte Trennung von Straßen- und 
Stallkleidung einzuhalten.

–  Schuhe sind bei Betreten und Verlassen der 
Stallung zu reinigen und zu desinfizieren.

X X

8.	 Aufzeichnungspflicht: Geflügelhaltende Betriebe 
haben eine vollständige Aufzeichnung über alle 
Personen zu führen, die den Betrieb besuchen, 
und dem Veterinäramt auf Anfrage zur Verfü-
gung zu stellen. Das gilt nicht für Besucher, die 
bei einem geschlossenen System keinen Zugang 
zu zur Tierhaltung hatten.

      (Art. 25 Abs. 1 f) und Abs. 2 und Art. 40 VO 
(EU) 2020/687)

X X

9.	 Tierkörperbeseitigung: Geflügelhaltende 
Betriebe haben ganze Tierkörper und Teile von 
toten oder getöteten gehaltenen Vögeln als 
Material der Kategorie 2 nach den Vorgaben der 
VO (EU) 1069/2009 bei folgendem beauftragten 
Entsorgungsunternehmen ordnungsgemäß zu 
beseitigen:

X X

10.	Zweckverband für Tierkörperbeseitigung 
Sachsen Auftragsannahme: 0352497350 oder 
auftragsannahme@tba-sachsen.de

      (Art. 25 Abs. 1 g) und Abs. 2 und Art. 40 VO 
(EU) 2020/687)
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Seuchenbekämpfungsmaßnahmen zu Nr. 4 Geltung für 
Schutzzone

Geltung für 
Überwachungs-
zone

11.	Freilassen von Vögeln: Niemand darf gehaltene 
Vögel zur Aufstockung des Wildvogelbestands 
freilassen.

      (Art. 71 VO (EU) 2016/429 i. V. m. § 21 Abs. 6 
Nr. 4 und § 27 Abs. 4 Nr. 3 GeflPestSchV)

X X

12.	Veranstaltungen: Die Durchführung von 
Geflügelausstellungen, Geflügelmärkten oder 
Veranstaltungen ähnlicher Art ist verboten.

      (Art. 71 VO (EU) 2016/429 i. V. m. § 21 Abs. 6 
Nr. 6 und § 27 Abs. 4 Nr. 4 GeflPestSchV)

X X

13.	Transport: Transportfahrzeuge und Behälter, 
mit denen gehaltene Vögel, frisches Fleisch 
von Geflügel, tierische Nebenprodukte von 
Geflügel, Futtermittel und sonstige Materia-
lien, die Träger des hochpathogenen aviären 
Influenzavirus sein können, befördert worden 
sind, sowie Fahrzeuge, mit denen ein Bestand 
mit gehaltenen Vögeln befahren worden ist, 
sind unverzüglich nach jeder Beförderung nach 
näherer Anweisung der zuständigen Behörde zu 
reinigen und zu desinfizieren.

     (Art. 71 VO (EU) 2016/429 i. V. m. § 21 Abs. 6 
Nr. 7 und § 27 Abs. 4 Nr. 5 GeflPestSchV)

X X

5.	Das LÜVA Nordsachsen führt in der Schutzzone und in der 
Überwachungszone in den Beständen, in welchen Hühner, 
Enten, Gänse, Fasane, Perlhühner, Rebhühner, Truthühner, 
Wachteln oder Laufvögel gehalten werden, Besuche zur Kon-
trolle der Einhaltung der angeordneten Maßnahmen sowie 
der klinischen Untersuchung der gehaltenen Vögel durch. 
Die Besuche umfassen alle Bestände in der Schutzzone. In 
der Überwachungszone erfolgen die Besuche stichprobenar-
tig.

6.	Die sofortige Vollziehung dieser Maßnahmen wird angeord-
net, soweit nicht bereits kraft Gesetzes die aufschiebende 
Wirkung aufgehoben ist.

7.	Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer Bekannt-
machung in Kraft und ist bis zur Aufhebung durch das LÜVA 
Nordsachsen gültig.

Hinweis:
Wer vorsätzlich oder fahrlässig den Vorschriften zur Bekämp-
fung der Geflügelpest zuwiderhandelt, handelt ordnungswidrig. 
Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße von bis zu 
30.000 Euro geahndet werden.
(§ 32 Absatz 1 Nr. 4 Tiergesundheitsgesetz)

Begründung

I.

Am 12.12.2025 wurde durch das LÜVA des Landkreises Leip-
zig der Ausbruch von hochpathogener Aviärer Influenza (HPAI; 
Geflügelpest) bei Geflügel in 04668 Grimma-Mutzschen mit 
dem Nachweis des hochpathogenen aviären Influenza-A-Virus 
Subtyp H5N1 amtlich festgestellt (Bestätigungsbefund 2025-
01938 des Friedrich-Löffler-Instituts (FLI) vom 12.12.2025).

II.

Das Lebensmittelüberwachungs- und Veterinäramt des Land-
kreises Nordsachsen (LÜVA) ist für den Erlass dieser Allge-
meinverfügung gemäß § 24 Abs. 1 Tiergesundheitsgesetz 

(TierGesG) i. V. m. § 1 Abs. 2 Sächsisches Ausführungsgesetz 
zum Tiergesundheitsgesetz (SächsAGTierGesG) sachlich und 
gemäß § 1 des Gesetzes zur Regelung des Verwaltungsverfah-
rens- und des Verwaltungszustellungsrechts für den Freistaat 
Sachsen (SächsVwVfZG) i. V. m. § 3 Abs. 1 Nr. 1 Verwal-
tungsverfahrensgesetz (VwVfG) örtlich zuständig.

Die Aviäre Influenza (von lat. avis, Vogel), umgangssprach-
lich auch Vogelgrippe genannt, ist eine durch Viren ausgelös-
te Infektionskrankheit, die ihren natürlichen Reservoirwirt im 
wilden Wasservogel hat. Diese Viren treten in zwei Varianten 
(gering oder hochpathogen) und verschiedenen Subtypen (H1-
16 in Kombination mit N1-9) auf. Geringpathogene aviäre In-
fluenzaviren (LPAIV) der Subtypen H5 und H7 verursachen bei 
Hausgeflügel, insbesondere bei Enten und Gänsen, kaum oder 
nur milde Krankheitssymptome. Allerdings können diese Viren 
spontan zu einer hochpathogenen Form (hochpathogene aviäre 
Influenzaviren, HPAIV) mutieren, die sich dann klinisch als Ge-
flügelpest zeigt.

Geflügelpest ist für Hausgeflügel hochansteckend und verläuft 
mit schweren allgemeinen Krankheitszeichen. Bei Hühnern und 
Puten können innerhalb weniger Tage bis zu 100 % der Tiere 
erkranken und sterben. Enten und Gänse erkranken oftmals we-
niger schwer, die Krankheit führt bei diesen Tieren nicht immer 
zum Tod und kann bei milden Verläufen gänzlich übersehen 
werden. Das führt zu hohen Leiden und Schäden bei diesen Tie-
ren. Die wirtschaftlichen Verluste sind ebenfalls entsprechend 
hoch.

Kranke Tiere scheiden den Erreger massenhaft mit dem Kot so-
wie mit Schleim oder Flüssigkeit aus Schnabel und Augen aus. 
Bei direktem Kontakt stecken sich andere Tiere durch Einatmen 
oder Aufpicken von virushaltigem Material an. Auch Eier, die 
von infizierten Tieren gelegt werden, können virushaltig sein. 
Infektionsquelle können ebenso kranke oder an Geflügelpest 
verendete Tiere sowie deren Ausscheidungen, insbesondere 
der Kot sein. Bei Ausbruch der Geflügelpest hat der Gesetz-
geber daher unverzügliche Seuchenbekämpfungsmaßnahmen 
festgelegt.

Die Bekämpfung der hochpathogenen Geflügelpest (Hoch-
pathogene Aviäre Influenza) ist im EU-Recht in der VO (EU) 
2016/429 und VO (EU) 2020/687 geregelt. Bei der Geflügel-
pest handelt es sich um eine bekämpfungspflichtige Seuche der 
Kategorie A nach Art. 5 Abs. 1 iv) i. V. m. Art. 9 Abs. 1
a) VO (EU) 2016/429 i. V. m. Art. 1 Nr. 1 und Art. 2 i. V. m. 
dem Anhang der VO (EU) 2018/1882. Somit gelten die vorge-
gebenen Seuchenbekämpfungsmaßnahmen. 

Art. 71 der VO (EU) 2016/429 eröffnet den Mitgliedstaaten 
die Möglichkeit, zusätzlich zu den Seuchenbekämpfungsmaß-
nahmen nach europäischem Recht nationale Maßnahmen fest-
zulegen, sofern die nationalen Maßnahmen diesem dem euro-
päischem Recht genügen und zur Bekämpfung der Ausbreitung 
der Seuche erforderlich und verhältnismäßig ist. Die nationale 
Geflügelpest-Verordnung (GeflPestSchV) gilt somit in allen Tei-
len weiter, sofern sie nicht geringere Anforderungen als das 
europäische Recht stellt oder diesem widerspricht und die Maß-
nahmen erforderlich und verhältnismäßig sind.

Ist die Geflügelpest in einem Betrieb amtlich festgestellt, so 
legt die zuständige Behörde gemäß Art. 21 Abs. 1 VO (EU) 
2020/687 eine Sperrzone fest, bestehend aus einer Schutz-
zone von mindestens 3 km Radius um den Ausbruchsbetrieb 
und einer Überwachungszone von mindestens 10 km Radius 
um den Ausbruchsbetrieb. Diese Zonen sind auch festzulegen, 
wenn der Ausbruch in einem benachbarten Landkreis liegt und 
der Radius sich bis in das Gebiet des eigenen Landkreises er-
streckt. Im Grenzbereich ist die Zone dann fortzuführen.
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Die kleinere Schutzzone (Ziffer 2) ist ein Teilgebiet der größe-
ren Überwachungszone und entspricht dem früheren Sperrbe-
zirk nach nationalem Recht. Die Schutzzone enthält teilweise 
weitergehende Maßnahmen als die Überwachungszone. Nach 
Aufhebung der Schutzzone gelten die Maßnahmen der Über-
wachungszone weiter. Das ergibt sich aus Art. 60 b) VO (EU) 
2016/429 i. V. m. Art. 55 Abs. 1 i. V. m. Anhang V und An-
hang X der VO (EU) 2020/687. 

Die Überwachungszone (Ziffer 3) entspricht dem früheren Be-
obachtungsgebiet nach nationalem Recht und kann frühestens 
nach 30 Tagen aufgehoben werden kann. Das ergibt sich aus 
Art. 60 b) VO (EU) 2016/429 i. V. m. Art. 39 Abs. 1 i. V. m. 
Anhang V und Anhang XI der VO (EU) 2020/687. Beide Zonen 
bleiben bestehen, bis die jeweilige Festsetzung wieder aufge-
hoben wird.

Bei Ausbruch der hochpathogenen Aviären Influenza (Geflü-
gelpest) als Seuche der Kategorie A hat die Veterinärbehörde 
entsprechend den angegebenen Rechtsgrundlagen unverzüg-
lich verschiedene Seuchenbekämpfungsmaßnahmen (Ziffer 4 
und 5) in der Sperrzone anzuordnen. Die Verbreitung der Ge-
flügelpest auf andere Bestände erfolgt insbesondere durch den 
Handel mit diesen Tieren, deren Eiern oder sonstigen Produk-
ten. Eine Verbreitung kann auch indirekt erfolgen, z. B. durch 
kontaminierte (verunreinigte) Fahrzeuge, Personen, Geräte, 
Verpackungsmaterial, Kontakt zu Wildvögeln usw. Um einer 
Virusverschleppung aus infizierten Beständen vorzubeugen, 
darf das Betreuungspersonal den Stall nur nach Schuh- und 
Kleidungswechsel sowie gründlicher Reinigung und Desinfek-
tion verlassen. Alle Materialien und Geräte, die im Stallbereich 
verwendet werden, müssen gründlich gereinigt und fachge-
recht desinfiziert wer-den.

Bei jeder einzelnen der getroffenen Seuchenbekämpfungsmaß-
nahme ist das LÜVA Nordsachsen zu dem Ergebnis gekommen, 
dass die Maßnahme geeignet, erforderlich und angemessen und 
damit verhältnismäßig ist, um die Geflügelpest zu bekämpfen. 

Nach § 37 TierGesG hat die Anfechtung bestimmter Anord-
nungen keine aufschiebende Wirkung. Nach § 80 Abs. 2 Nr. 4 
VwGO kann die sofortige Vollziehung für sonstige Anordnungen 
im besonderen öffentlichen Interesse angeordnet werden (Zif-
fer 6). Diese Voraussetzung liegt hier vor, da die Ausbreitung 
der Geflügelpest und somit die Gefahr von tiergesundheitlichen 
wie auch wirtschaftlichen Folgen sofort unterbunden werden 
muss. Es besteht ein besonderes öffentliches Interesse daran, 
dass die Festlegungen der Schutz- und Überwachungszone 
und die damit einhergehenden notwendigen Seuchenbekämp-
fungsmaßnahmen schnellstmöglich wirksam und durchsetzbar 
werden. Käme es hierbei zu einer zeitlichen Verzögerung durch 
Rechtsmittel mit aufschiebender Wirkung, würde die Verbrei-
tung der Geflügelpest begünstigt oder könnte eine bereits 
stattgefundene Verschleppung erst verspätet erkannt werden. 
Dadurch würden den betroffenen empfänglichen Tieren erheb-
liche, letztlich vermeidbare Leiden und Schäden sowie den 
Halterinnen und Haltern erhebliche wirtschaftliche Schäden 
zugefügt werden. Im Interesse einer effektiven Tierseuchen-
bekämpfung überwiegt das besondere öffentliche Interesse 
daran, dass auch während eines Rechtsmittelverfahrens die 
erforderlichen Seuchenbekämpfungsmaßnahmen durchgeführt 
werden können. Die Maßnahmen dienen dem Schutz sehr ho-
her Rechtsgüter. Die Gefahr der Weiterverbreitung der Seuche 
und der damit verbundene wirtschaftliche Schaden sind höher 
einzuschätzen als persönliche Interessen an der aufschieben-
den Wirkung als Folge eines eingelegten Rechtsbehelfs.

Auf Grundlage der §§ 41 Abs. 4 Satz 4, 43 Abs. 1 VwVfG 
kann als Zeitpunkt der Bekanntgabe und damit des Inkrafttre-
tens einer Allgemeinverfügung der Tag, der auf die Bekannt-

machung folgt, festgelegt werden. Von dieser Möglichkeit 
wird zur Verhütung der Weiterverbreitung der Geflügelpest 
Gebrauch gemacht (Ziffer 7). 

Kostenentscheidung

Die Nichterhebung von Kosten beruht auf § 11 Abs. 1 Nr. 5 
des Sächsischen Verwaltungskostengesetzes (SächsVwKG). 
Diese Amtshandlung wird im öffentlichen Interesse von Amts 
wegen vorgenommen.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Widerspruch beim Landratsamt Nordsachsen, 
Schloßstraße 27 in 04860 Torgau erhoben werden.

Delitzsch, den 15.12.2025

Dr. Lemm
Amtsleiterin

Hinweis:
Soweit die sofortige Vollziehung angeordnet ist oder die An-
ordnung kraft Gesetzes sofort vollziehbar ist, haben Wider-
spruch und Klage gegen diese Anordnung keine aufschie-
bende Wirkung. Eine ganz oder teilweise Wiederherstellung 
bzw. Anordnung der aufschiebenden Wirkung kann aufgrund 
eines in schriftlicher oder elektronischer Form oder zur Nie-
derschrift des Urkundsbeamten gestellten Antrages bei dem 
Verwaltungsgericht Leipzig, Rathenaustraße 40, 04179 Leip-
zig, erfolgen. Die elektronische Erhebung des Antrages ist nach 
Maßgabe des § 55 a der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) 
sowie der Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung (ERVV) in 
der jeweils geltenden Fassung möglich.

Rechtsgrundlagen:

– 	Verordnung (EU) 2016/429 (VO (EU) 2016/429) zu Tier-
seuchen und zur Änderung und Aufhebung einiger Rechts-
akte im Bereich der Tiergesundheit („Tiergesundheitsrecht“) 
(ABl. L 84 S. 1);

–	 Durchführungsverordnung (EU) 2018/1882 (VO (EU) 
2018/1882) über die Anwendung bestimmter Bestimmun-
gen zur Seuchenprävention und -bekämpfung auf Katego-
rien gelisteter Seuchen und zur Erstellung einer Liste von 
Arten und Artengruppen, die ein erhebliches Risiko für die 
Ausbreitung dieser gelisteten Seuchen darstellen (ABl. L 
308)

–	 Delegierte Verordnung (EU) 2020/687 (VO (EU) 2020/687) 
hinsichtlich Vorschriften für die Prävention und Bekämpfung 
bestimmter gelisteter Seuchen (ABl. L 174 S. 64);

–	 Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 (VO (EG) 1069/2009) mit 
Hygienevorschriften für nicht für den menschlichen Verzehr 
bestimmte tierische Nebenprodukte und zur Aufhebung der 
Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 (ABl. L 300 S. 1)

–	 Tiergesundheitsgesetz (TierGesG) vom 21. November 2018 
(BGBl. I S. 1938);

–	 Viehverkehrsverordnung (ViehVerkV) vom 26. Mai 2020 
(BGBl. I S. 1170)

–	 Geflügelpest-Verordnung (GeflPestSchV) vom 15. Oktober 
2018 (BGBl. I S. 1665, 2664);

–	 Sächsisches Ausführungsgesetz zum Tiergesundheitsge-
setz (SächsAGTierGesG) vom 09. Juli 2014 (SächsGVBl. S. 
386);

–	 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) vom 23. Januar 
2003 (BGBl. I S.102);

–	 Verwaltungsverfahrens- und Verwaltungszustellungsgesetz 
für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) vom 19. Mai 
2010 (SächGVBl. S. 142);
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–	 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) vom 19. März 1991 
(BGBl. I S. 686);

–	 Verwaltungskostengesetz des Freistaates Sachsen (Sächs-
VwKG) vom 05. April 2019 (SächsGVBl. S. 245)

in der jeweils gültigen Fassung

Tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung 
zum Schutz gegen die Geflügelpest

Festlegung der Schutzzone und 
Überwachungszone

Das Lebensmittelüberwachungs- und Veterinäramt des Land-
kreises Nordsachsen (LÜVA) erlässt auf Grundlage der Verord-
nung (EU) 2016/429, des Tiergesundheitsgesetzes (TierGesG) 
und der Verordnung zum Schutz gegen die Geflügelpest (Ge-
flügelpest-Verordnung) folgende

Allgemeinverfügung

1.	Der Ausbruch der hochpathogenen Geflügelpest in Werms-
dorf wird amtlich festgestellt.

2.	Um den Seuchenbestand wird eine Schutzzone (früher 
„Sperrbezirk“) mit einem Radius von drei Kilometern fest-
gelegt. Die Festlegungen entsprechen dem Gebiet innerhalb 
der roten Linie auf der Karte, welche im Geoportal des Land-
kreises Nordsachsen veröffentlicht ist und dort eingesehen 
werden kann.

		 Gebietsbeschreibung: 3 km Radius um den Ausbruchsbe-
trieb mit den GPS-Koordinaten 12.940387/51.284612 
(Kartenausschnitt als Bestandteil dieser Verfügung).

3.	Um den Seuchenbestand wird eine Überwachungszone (frü-
her „Beobachtungszone“) mit einem Radius von mindestens 
zehn Kilometern festgelegt. Die Festlegungen entsprechen 
dem Gebiet innerhalb der blauen Linie auf der Karte, welche 
im Geoportal des Landkreises Nordsachsen veröffentlicht ist 
und dort eingesehen werden kann.

		 Gebietsbeschreibung: 10 km Radius um den Ausbruchs-
betrieb mit den GPS-Koordinaten 12.940387/51.284612 
(Kartenausschnitt als Bestandteil dieser Verfügung).

Hinweis: Die unter Ziffer 2 und 3 festgelegten Sperrzonen 
überschneiden sich mit den per Allgemeinverfügung vom 
15.12.2025 (AZ: 508.62/03#03-av-25/04) festgelegten 
Sperrzonen infolge des Ausbruchs der Geflügelpest in einem 
Geflügelbetrieb in Mutzschen. Beide Allgemeinverfügungen 
gelten derzeit parallel.

Kartenausschnitt:

4.	Gleichzeitig werden die nachstehenden Seuchenbekämp-
fungsmaßnahmen angeordnet: Es gelten die aufgeführten 
Maßnahmen jeweils für die Schutzzone beziehungsweise 
Überwachungszone soweit sie durch Ankreuzungen aufge-
führt sind.

Seuchenbekämpfungsmaßnahmen zu Nr. 4 Geltung für 
Schutzzone

Geltung für 
Überwachungs-
zone

1.	 Anzeigepflicht: Tierhaltende Betriebe haben 
dem Veterinäramt unverzüglich die Anzahl der 
gehaltenen Vögel unter Angabe ihrer Nutzungs-
art und ihres Standorts und der verendeten 
gehaltenen Vögel, sowie jede Änderung anzuzei-
gen.

      (Art. 71 VO (EU) 2016/429 i. V. m. § 21 Abs. 5 
und § 27 Abs. 3 GeflPestSchV)

X X

2.	 Verbringungsverbot: Folgende Tiere und Erzeug-
nisse dürfen nicht in oder aus einem Bestand 
verbracht werden:

      – Gehaltene Vögel, X X

      – Fleisch von Geflügel und Federwild, X X

      – Eier, Bruteier X X

   – sonstige Erzeugnisse und tierische Neben-
produkte, die von Geflügel und Federwild 
stammen (Gülle, einschließlich Mist und be-
nutzter Einstreu, Federn und andere tierische 
Nebenprodukte)

X X
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Seuchenbekämpfungsmaßnahmen zu Nr. 4 Geltung für 
Schutzzone

Geltung für 
Überwachungs-
zone

Ausgenommen hiervon sind 
–	 Erzeugnisse tierischen Ursprungs, die als 

sichere Waren gelten. Als sicher gelten 
die Waren nach Anhang VII der VO (EU) 
2020/687, das ist insbesondere Fleisch, das 
in bestimmter Weise behandelt wurde. Ein-
zelheiten können beim Veterinäramt erfragt 
werden.

–	 Erzeugnisse tierischen Ursprungs, die der 
einer Behandlung (bestimmte Wärmebehand-
lungsverfahren) nach Anhang VII der VO (EU) 
2020/687 unterzogen wurden.

–	 Erzeugnisse oder sonstige seuchenrelevante 
Materialien, die vor Beginn der Seuche, d. h. 
vor dem 20.11.2025 gewonnen oder erzeugt 
wurden.

–	 Erzeugnisse, die in der Schutz- oder Über-
wachungszone hergestellt wurden und von 
Vögeln gewonnen wurden, die außerhalb der 
Schutzzone gehalten wurden.

–	 Erzeugnisse, die in der Überwachungszone 
hergestellt wurden und von Vögeln gewonnen 
wurden, die außerhalb der Sperrzone (Schutz- 
und Überwachungszone) gehalten wurden.

–	 Folgeprodukte dieser aufgezählten Erzeugnis-
se.

–	 Von den Ausnahmen kann abgesehen werden 
für Erzeugnisse, die nicht eindeutig von 
unzulässigen Erzeugnissen getrennt waren 
oder epidemiologische Nachweise auf eine 
Übertragungsmöglichkeit für diese Erzeug-
nisse hindeuten – Art. 27 Abs. 4 der VO (EU) 
2020/687.

–	 Für Eier kann die genehmigte kanalisierte 
Verbringung über eine Packstelle gemäß 
Artikel 34 beziehungsweise 50 der VO (EU) 
2020/687 beim LÜVA beantragt werden.

     (Art. 27 Abs. 1 bis Abs. 4 und Art. 42 VO (EU) 
2020/687 i. V. m. Art. 71 VO (EU) 2016/429 
i. V. m. § 21 Abs. 6 Nr. 1 und § 27 Abs. 4 Nr. 
1 GeflPestSchV)

X X

3.	 Aufstallungspflicht: Wer Geflügel (Hühner, Trut-
hühner, Perlhühner, Enten, Gänse, Wachteln, 
Tauben, Fasane, Rebhühner oder Laufvögel) 
hält, hat diese Tiere von wildlebenden Vögeln 
abzusondern. Die gehaltenen Vögel sind in ge-
schlossenen Ställen oder unter einer Schutzvor-
richtung zu halten, die aus einer überstehenden, 
nach oben gegen Einträge gesicherten dichten 
Abdeckung und mit einer gegen das Eindringen 
von Wildvögeln gesicherten Seitenbegrenzung 
bestehen muss.

     (Art. 25 Abs. 1 a) und Art. 40 VO (EU) 
2020/687 i. V. m. Art. 71 VO (EU) 2016/429 i. 
V. m. § 21 Abs. 2 und § 13 Abs. 1 GeflPest-
SchV)

X X

4.	 Eigenüberwachung: Tierhaltende Betriebe 
haben eine zusätzliche Überwachung im Betrieb 
durchzuführen, indem die gehaltenen Vögel ein-
mal am Tag auf Veränderungen zu prüfen sind 
(gesteigerte Todesrate, verringerte Beweglich-
keit der Tiere, signifikanter Anstieg oder Rück-
gang der Produktionsdaten). Jede erkennbare 
Änderung ist dem Veterinäramt unverzüglich 
telefonisch mitzuteilen (Tel. 03421/7585202, 
außerhalb der Sprechzeiten Integrierte Regional-
leitstelle 03417550044000).

       (Art. 25 Abs. 1 b) und Art. 40 VO (EU) 
2020/687)

X X

Seuchenbekämpfungsmaßnahmen zu Nr. 4 Geltung für 
Schutzzone

Geltung für 
Überwachungs-
zone

5.	 Schadnagerbekämpfung: Geflügelhaltende 
Betriebe haben Maßnahmen zur Bekämpfung 
von Insekten und Nagetieren sowie anderer 
Seuchenvektoren im Betrieb und um den 
Betrieb herum ordnungsgemäß anzuwenden und 
hierüber Aufzeichnungen zu führen.

      (Art. 25 Abs. 1 c) und Art. 40 VO (EU) 
2020/687)

X X

6.	 Hygienemaßnahmen: Geflügelhaltende Betriebe 
haben an allen Zufahrts- und Abfahrtswegen 
täglich Desinfektionsmaßnahmen durchzufüh-
ren. Hierzu sind die auf der Webseite des DVG 
unter www.desinfektion-dvg.de gelisteten 
Mittel für Stallungen zu verwenden.

      (Art. 25 Abs. 1 d) und Art. 40 VO (EU) 
2020/687)

X X

7.	 Biosicherheit: Geflügelhaltende Betriebe haben 
zum Schutz vor biologischen Gefahren sicher-
zustellen, dass jegliche Personen, die mit den 
gehaltenen Vögeln im Betrieb in Berührung kom-
men oder den Betrieb betreten oder verlassen, 
Hygienemaßnahmen beachten, insbesondere 
gelten folgende Maßnahmen:

      (Art. 25 Abs. 1 e) und Art. 40 VO (EU) 
2020/687 i. V. m. § 21 Abs. 6 Nr. 2 und § 27 
Abs. 4 Nr. 2 und § 6 Abs. 1 GeflPestSchV)
–  Die Ein- und Ausgänge zu den Ställen oder 

die sonstigen Standorte des Geflügels sind 
gegen unbefugten Zutritt oder unbefugtes 
Befahren zu sichern.

X –

–  Die Ställe und sonstigen Standorte dürfen 
von betriebsfremden Personen nur mit 
betriebseigener Schutzkleidung oder 
Einwegschutzkleidung betreten werden. 
Diese ist nach dem Verlassen abzulegen und 
bei Mehrwegschutzkleidung regelmäßig bei 
mind. 60 °C zu waschen, Einwegschutz-
kleidung ist nach Gebrauch unschädlich in 
einer vor unbefugtem Zugriff geschützten 
Restmülltonne zu entsorgen.

X X

–  Schutzkleidung von Betriebsangehörigen ist 
ebenfalls nach Gebrauch unverzüglich zu 
reinigen und zu desinfizieren bzw. Einweg-
schutzkleidung nach Gebrauch unverzüglich 
unschädlich beseitigt wird.

X X

–  Nach jeder Einstallung oder Ausstallung von 
Geflügel sind die dazu eingesetzten Gerät-
schaften und der Verladeplatz zu reinigen und 
zu desinfizieren und nach jeder Ausstallung 
sind die frei gewordenen Ställe einschließlich 
der dort vorhandenen Einrichtungen und 
Gegenstände zu reinigen und zu desinfizieren.

X –

–  Betriebseigene Fahrzeuge sind abweichend 
von § 17 Abs. 1 der Viehverkehrsverordnung 
unmittelbar nach Abschluss eines Geflügel-
transports auf einem befestigten Platz zu 
reinigen und zu desinfizieren.

X –

–  Fahrzeuge, Maschinen und sonstige Gerät-
schaften, die in der Geflügelhaltung eingesetzt 
und in mehreren Ställen oder von mehreren 
Betrieben gemeinsam benutzt werden, sind je-
weils vor der Benutzung in einem anderen Stall 
bzw. bei Benutzung in mehreren Betrieben im 
abgebenden Betrieb vor der Abgabe zu reinigen 
und zu desinfizieren.

X –

–  Der Raum, der Behälter oder die sonstigen 
Einrichtungen zur Aufbewahrung verendeten 
Geflügels sind nach jeder Abholung, mindes-
tens jedoch einmal im Monat, zu reinigen und 
zu desinfizieren.

X –
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Seuchenbekämpfungsmaßnahmen zu Nr. 4 Geltung für 
Schutzzone

Geltung für 
Überwachungs-
zone

–  Eine betriebsbereite Einrichtung zum Waschen 
der Hände sowie eine Einrichtung zum 
Wechseln und Ablegen der Kleidung und zur 
Desinfektion der Schuhe ist vorzuhalten.

X –

–  Vor dem Betreten und nach dem Verlassen 
der Stallungen sind die Hände (mit Seife) zu 
reinigen und anschließend zu desinfizieren 
(Handdesinfektionsmittel),

–  Es ist eine strikte Trennung von Straßen- und 
Stallkleidung einzuhalten.

–  Schuhe sind bei Betreten und Verlassen der 
Stallung zu reinigen und zu desinfizieren.

X X

8.	 Aufzeichnungspflicht: Geflügelhaltende Betriebe 
haben eine vollständige Aufzeichnung über alle 
Personen zu führen, die den Betrieb besuchen, 
und dem Veterinäramt auf Anfrage zur Verfü-
gung zu stellen. Das gilt nicht für Besucher, die 
bei einem geschlossenen System keinen Zugang 
zu zur Tierhaltung hatten.

      (Art. 25 Abs. 1 f) und Abs. 2 und Art. 40 VO 
(EU) 2020/687)

X X

9.	 Tierkörperbeseitigung: Geflügelhaltende 
Betriebe haben ganze Tierkörper und Teile von 
toten oder getöteten gehaltenen Vögeln als 
Material der Kategorie 2 nach den Vorgaben der 
VO (EU) 1069/2009 bei folgendem beauftragten 
Entsorgungsunternehmen ordnungsgemäß zu 
beseitigen:

X X

10.	Zweckverband für Tierkörperbeseitigung 
Sachsen Auftragsannahme: 0352497350 oder 
auftragsannahme@tba-sachsen.de

      (Art. 25 Abs. 1 g) und Abs. 2 und Art. 40 VO 
(EU) 2020/687)

11.	Freilassen von Vögeln: Niemand darf gehaltene 
Vögel zur Aufstockung des Wildvogelbestands 
freilassen.

      (Art. 71 VO (EU) 2016/429 i. V. m. § 21 Abs. 6 
Nr. 4 und § 27 Abs. 4 Nr. 3 GeflPestSchV)

X X

12.	Veranstaltungen: Die Durchführung von 
Geflügelausstellungen, Geflügelmärkten oder 
Veranstaltungen ähnlicher Art ist verboten.

      (Art. 71 VO (EU) 2016/429 i. V. m. § 21 Abs. 6 
Nr. 6 und § 27 Abs. 4 Nr. 4 GeflPestSchV)

X X

13.Transport: Transportfahrzeuge und Behälter, 
mit denen gehaltene Vögel, frisches Fleisch 
von Geflügel, tierische Nebenprodukte von 
Geflügel, Futtermittel und sonstige Materia-
lien, die Träger des hochpathogenen aviären 
Influenzavirus sein können, befördert worden 
sind, sowie Fahrzeuge, mit denen ein Bestand 
mit gehaltenen Vögeln befahren worden ist, 
sind unverzüglich nach jeder Beförderung nach 
näherer Anweisung der zuständigen Behörde zu 
reinigen und zu desinfizieren.

      (Art. 71 VO (EU) 2016/429 i. V. m. § 21 Abs. 6 
Nr. 7 und § 27 Abs. 4 Nr. 5 GeflPestSchV)

X X

5.	Das LÜVA Nordsachsen führt in der Schutzzone und in der 
Überwachungszone in den Beständen, in welchen Hühner, 
Enten, Gänse, Fasane, Perlhühner, Rebhühner, Truthühner, 
Wachteln oder Laufvögel gehalten werden, Besuche zur Kon-
trolle der Einhaltung der angeordneten Maßnahmen sowie 
der klinischen Untersuchung der gehaltenen Vögel durch. Die 
Besuche umfassen alle Bestände in der Schutzzone. In der 
Überwachungszone erfolgen die Besuche stichprobenartig.

6.	Die sofortige Vollziehung dieser Maßnahmen wird angeord-
net, soweit nicht bereits kraft Gesetzes die aufschiebende 
Wirkung aufgehoben ist.

7.	Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer Bekannt-
machung in Kraft und ist bis zur Aufhebung durch das LÜVA 
Nordsachsen gültig.

Hinweis:
Wer vorsätzlich oder fahrlässig den Vorschriften zur Bekämp-
fung der Geflügelpest zuwiderhandelt, handelt ordnungswidrig. 
Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße von bis zu 
30.000 Euro geahndet werden.
(§ 32 Absatz 1 Nr. 4 Tiergesundheitsgesetz)

Begründung

I.

Am 18.12.2025 wurde hochpathogener Aviärer Influenza 
(HPAI; Geflügelpest) vom Subtyp H5N1 bei Geflügel in 04779 
Wermsdorf nachgewiesen (Befund VL-2025/77955 und VL-
2025/77960). Das Friedrich-Löffler-Institut (FLI) bestätigte den 
Befund am 22.12.2025 (Befund 2025-02020).

II.

Das Lebensmittelüberwachungs- und Veterinäramt des Landkrei-
ses Nordsachsen (LÜVA) ist für den Erlass dieser Allgemeinver-
fügung gemäß § 24 Abs. 1 Tiergesundheitsgesetz (TierGesG) i. 
V. m. § 1 Abs. 2 Sächsisches Ausführungsgesetz zum Tierge-
sundheitsgesetz (SächsAGTierGesG) sachlich und gemäß § 1 
des Gesetzes zur Regelung des Verwaltungsverfahrens- und des 
Verwaltungszustellungsrechts für den Freistaat Sachsen (Sächs-
VwVfZG) i. V. m. § 3 Abs. 1 Nr. 1 Verwaltungsverfahrensge-
setz (VwVfG) örtlich zuständig.

Die Aviäre Influenza (von lat. avis, Vogel), umgangssprachlich 
auch Vogelgrippe genannt, ist eine durch Viren ausgelöste In-
fektionskrankheit, die ihren natürlichen Reservoirwirt im wilden 
Wasservogel hat. Diese Viren treten in zwei Varianten (gering 
oder hochpathogen) und verschiedenen Subtypen (H1-16 in 
Kombination mit N1-9) auf. Geringpathogene aviäre Influenzavi-
ren (LPAIV) der Subtypen H5 und H7 verursachen bei Hausge-
flügel, insbesondere bei Enten und Gänsen, kaum oder nur milde 
Krankheitssymptome. Allerdings können diese Viren spontan zu 
einer hochpathogenen Form (hochpathogene aviäre Influenzavi-
ren, HPAIV) mutieren, die sich dann klinisch als Geflügelpest 
zeigt.

Geflügelpest ist für Hausgeflügel hochansteckend und verläuft 
mit schweren allgemeinen Krankheitszeichen. Bei Hühnern und 
Puten können innerhalb weniger Tage bis zu 100 % der Tiere 
erkranken und sterben. Enten und Gänse erkranken oftmals we-
niger schwer, die Krankheit führt bei diesen Tieren nicht immer 
zum Tod und kann bei milden Verläufen gänzlich übersehen wer-
den. Das führt zu hohen Leiden und Schäden bei diesen Tieren. 
Die wirtschaftlichen Verluste sind ebenfalls entsprechend hoch.

Kranke Tiere scheiden den Erreger massenhaft mit dem Kot so-
wie mit Schleim oder Flüssigkeit aus Schnabel und Augen aus. 
Bei direktem Kontakt stecken sich andere Tiere durch Einatmen 
oder Aufpicken von virushaltigem Material an. Auch Eier, die von 
infizierten Tieren gelegt werden, können virushaltig sein. Infekti-
onsquelle können ebenso kranke oder an Geflügelpest verendete 
Tiere sowie deren Ausscheidungen, insbesondere der Kot sein. 
Bei Ausbruch der Geflügelpest hat der Gesetzgeber daher unver-
zügliche Seuchenbekämpfungsmaßnahmen festgelegt.

Die Bekämpfung der hochpathogenen Geflügelpest (Hochpatho-
gene Aviäre Influenza) ist im EU-Recht in der VO (EU) 2016/429 
und VO (EU) 2020/687 geregelt. Bei der Geflügelpest handelt 
es sich um eine bekämpfungspflichtige Seuche der Kategorie 
A nach Art. 5 Abs. 1 iv) i. V. m. Art. 9 Abs. 1 a) VO (EU) 
2016/429 i. V. m. Art. 1 Nr. 1 und Art. 2 i. V. m. dem Anhang 
der VO (EU) 2018/1882. Somit gelten die vorgegebenen Seu-
chenbekämpfungsmaßnahmen. 
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Art. 71 der VO (EU) 2016/429 eröffnet den Mitgliedstaaten 
die Möglichkeit, zusätzlich zu den Seuchenbekämpfungsmaß-
nahmen nach europäischem Recht nationale Maßnahmen fest-
zulegen, sofern die nationalen Maßnahmen diesem dem euro-
päischem Recht genügen und zur Bekämpfung der Ausbreitung 
der Seuche erforderlich und verhältnismäßig ist. Die nationale 
Geflügelpest-Verordnung (GeflPestSchV) gilt somit in allen Tei-
len weiter, sofern sie nicht geringere Anforderungen als das 
europäische Recht stellt oder diesem widerspricht und die Maß-
nahmen erforderlich und verhältnismäßig sind.

Gemäß Artikel 11 VO (EU) 2020/687 bestätigt die zuständige 
Behörde den Ausbruch einer Seuche der Kategorie A bei gehal-
tenen Landtieren amtlich (Ziffer 1).

Ist die Geflügelpest in einem Betrieb amtlich festgestellt, so 
legt die zuständige Behörde gemäß Art. 21 Abs. 1 VO (EU) 
2020/687 eine Sperrzone fest, bestehend aus einer Schutz-
zone von mindestens 3 km Radius um den Ausbruchsbetrieb 
und einer Überwachungszone von mindestens 10 km Radius 
um den Ausbruchsbetrieb. Diese Zonen sind auch festzulegen, 
wenn der Ausbruch in einem benachbarten Landkreis liegt und 
der Radius sich bis in das Gebiet des eigenen Landkreises er-
streckt. Im Grenzbereich ist die Zone dann fortzuführen.

Die kleinere Schutzzone (Ziffer 2) ist ein Teilgebiet der größe-
ren Überwachungszone und entspricht dem früheren Sperrbe-
zirk nach nationalem Recht. Die Schutzzone enthält teilweise 
weitergehende Maßnahmen als die Überwachungszone. Nach 
Aufhebung der Schutzzone gelten die Maßnahmen der Über-
wachungszone weiter. Das ergibt sich aus Art. 60 b) VO (EU) 
2016/429 i. V. m. Art. 55 Abs. 1 i. V. m. Anhang V und An-
hang X der VO (EU) 2020/687. 

Die Überwachungszone (Ziffer 3) entspricht dem früheren Be-
obachtungsgebiet nach nationalem Recht und kann frühestens 
nach 30 Tagen aufgehoben werden kann. Das ergibt sich aus 
Art. 60 b) VO (EU) 2016/429 i. V. m. Art. 39 Abs. 1 i. V. m. 
Anhang V und Anhang XI der VO (EU) 2020/687. Beide Zonen 
bleiben bestehen, bis die jeweilige Festsetzung wieder aufge-
hoben wird.

Bei Ausbruch der hochpathogenen Aviären Influenza (Geflügel-
pest) als Seuche der Kategorie A hat die Veterinärbehörde ent-
sprechend den angegebenen Rechtsgrundlagen unverzüglich 
verschiedene Seuchenbekämpfungsmaßnahmen (Ziffer 4 und 
5) in der Sperrzone anzuordnen. Die Verbreitung der Geflügel-
pest auf andere Bestände erfolgt insbesondere durch den Han-
del mit diesen Tieren, deren Eiern oder sonstigen Produkten. 
Eine Verbreitung kann auch indirekt erfolgen, z. B. durch kon-
taminierte (verunreinigte) Fahrzeuge, Personen, Geräte, Verpa-
ckungsmaterial, Kontakt zu Wildvögeln usw. Um einer Virus-
verschleppung aus infizierten Beständen vorzubeugen, darf das 
Betreuungspersonal den Stall nur nach Schuh- und Kleidungs-
wechsel sowie gründlicher Reinigung und Desinfektion verlas-
sen. Alle Materialien und Geräte, die im Stallbereich verwendet 
werden, müssen gründlich gereinigt und fachgerecht desinfi-
ziert wer-den.

Bei jeder einzelnen der getroffenen Seuchenbekämpfungsmaß-
nahme ist das LÜVA Nordsachsen zu dem Ergebnis gekommen, 
dass die Maßnahme geeignet, erforderlich und angemessen und 
damit verhältnismäßig ist, um die Geflügelpest zu bekämpfen. 

Nach § 37 TierGesG hat die Anfechtung bestimmter Anord-
nungen keine aufschiebende Wirkung. Nach § 80 Abs. 2 Nr. 4 
VwGO kann die sofortige Vollziehung für sonstige Anordnungen 
im besonderen öffentlichen Interesse angeordnet werden (Zif-
fer 6). Diese Voraussetzung liegt hier vor, da die Ausbreitung 
der Geflügelpest und somit die Gefahr von tiergesundheitlichen 
wie auch wirtschaftlichen Folgen sofort unterbunden werden 
muss. Es besteht ein besonderes öffentliches Interesse daran, 
dass die Festlegungen der Schutz- und Überwachungszone 
und die damit einhergehenden notwendigen Seuchenbekämp-

fungsmaßnahmen schnellstmöglich wirksam und durchsetzbar 
werden. Käme es hierbei zu einer zeitlichen Verzögerung durch 
Rechtsmittel mit aufschiebender Wirkung, würde die Verbrei-
tung der Geflügelpest begünstigt oder könnte eine bereits 
stattgefundene Verschleppung erst verspätet erkannt werden. 
Dadurch würden den betroffenen empfänglichen Tieren erhebli-
che, letztlich vermeidbare Leiden und Schäden sowie den Halte-
rinnen und Haltern erhebliche wirtschaftliche Schäden zugefügt 
werden. Im Interesse einer effektiven Tierseuchenbekämpfung 
überwiegt das besondere öffentliche Interesse daran, dass 
auch während eines Rechtsmittelverfahrens die erforderlichen 
Seuchenbekämpfungsmaßnahmen durchgeführt werden kön-
nen. Die Maßnahmen dienen dem Schutz sehr hoher Rechtsgü-
ter. Die Gefahr der Weiterverbreitung der Seuche und der damit 
verbundene wirtschaftliche Schaden sind höher einzuschätzen 
als persönliche Interessen an der aufschiebenden Wirkung als 
Folge eines eingelegten Rechtsbehelfs.

Auf Grundlage der §§ 41 Abs. 4 Satz 4, 43 Abs. 1 VwVfG kann 
als Zeitpunkt der Bekanntgabe und damit des Inkrafttretens ei-
ner Allgemeinverfügung der Tag, der auf die Bekanntmachung 
folgt, festgelegt werden. Von dieser Möglichkeit wird zur Ver-
hütung der Weiterverbreitung der Geflügelpest Gebrauch ge-
macht (Ziffer 7). 

Kostenentscheidung

Die Nichterhebung von Kosten beruht auf § 11 Abs. 1 Nr. 5 des 
Sächsischen Verwaltungskostengesetzes (SächsVwKG). Diese 
Amtshandlung wird im öffentlichen Interesse von Amts wegen 
vorgenommen.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Widerspruch beim Landratsamt Nordsachsen, 
Schloßstraße 27 in 04860 Torgau erhoben werden.

Delitzsch, den 23.12.2025

Dr. Lemm
Amtsleiterin

Hinweis:
Soweit die sofortige Vollziehung angeordnet ist oder die Anord-
nung kraft Gesetzes sofort vollziehbar ist, haben Widerspruch 
und Klage gegen diese Anordnung keine aufschiebende Wir-
kung. Eine ganz oder teilweise Wiederherstellung bzw. An-
ordnung der aufschiebenden Wirkung kann aufgrund eines in 
schriftlicher oder elektronischer Form oder zur Niederschrift des 
Urkundsbeamten gestellten Antrages bei dem Verwaltungsge-
richt Leipzig, Rathenaustraße 40, 04179 Leipzig, erfolgen. Die 
elektronische Erhebung des Antrages ist nach Maßgabe des 
§ 55 a der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) sowie der 
Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung (ERVV) in der jeweils 
geltenden Fassung möglich.

Rechtsgrundlagen:

– 	Verordnung (EU) 2016/429 (VO (EU) 2016/429) zu Tierseu-
chen und zur Änderung und Aufhebung einiger Rechtsakte im 
Bereich der Tiergesundheit („Tiergesundheitsrecht“) (ABl. L 
84 S. 1);

– 	Durchführungsverordnung (EU) 2018/1882 (VO (EU) 
2018/1882) über die Anwendung bestimmter Bestimmungen 
zur Seuchenprävention und -bekämpfung auf Kategorien ge-
listeter Seuchen und zur Erstellung einer Liste von Arten und 
Artengruppen, die ein erhebliches Risiko für die Ausbreitung 
dieser gelisteten Seuchen darstellen (ABl. L 308)

– 	Delegierte Verordnung (EU) 2020/687 (VO (EU) 2020/687) 
hinsichtlich Vorschriften für die Prävention und Bekämpfung 
bestimmter gelisteter Seuchen (ABl. L 174 S. 64);

– 	Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 (VO (EG) 1069/2009) mit 
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Amtliche Bekanntmachung
Dem Landratsamt Nordsachsen, Amt für Kommunales und Ord-
nung, liegt ein Antrag auf Bestellung eines gesetzlichen Vertre-
ters gemäß Artikel 233 § 2 Abs. 3 EGBGB für nachstehende 
Liegenschaft vor, deren Eigentümer nicht festzustellen sind 
bzw. deren Aufenthalt nicht bekannt ist.

AZ: 110/Be/880.02-463/2025/TO

Grundbuch von Melpitz Blatt 85
Flurstück 77/7 der Gemarkung Melpitz Flur 3

Miteigentümer geboren gestorben

Richard Emil Hahn 22.03.1907 unbekannt

Derjenige, der Eigentumsrechte an vorbezeichnetem Grundbe-
sitz nachweisen kann, wird hiermit ersucht, diese binnen 4 Wo-
chen nach Bekanntmachung beim

Landratsamt Nordsachsen
Amt für Kommunales und Ordnung
Sachgebiet Kommunalrecht
Herrn Berger
Fischerstraße 26
04860 Torgau

unter Beibringung der entsprechenden Nachweise und mit An-
gabe des oben genannten Aktenzeichens schriftlich geltend zu 
machen.

Posnien		
Sachgebietsleiterin

110/Be/880.02-08/1997/LW

B e s t a l l u n g s u r k u n d e

Gemäß Artikel 233 § 2 Abs. 3 EGBGB wird hiermit die

Gemeinde Wermsdorf,
Altes Jagdschloss 1,
04779 Wermsdorf,

vertreten durch den Bürgermeister, Herrn Matthias Müller, zum 
gesetzlichen Vertreter und zur Wahrnehmung der Eigentümerin-
teressen folgender Personen bestellt, da die Eigentümerrechts-
nachfolge nicht zu ermitteln war für die

unbekannten Erben nach
Bertha Emma Schumann, geb. Lindner, geb. 18.08.1896, 

gest. 02.02.1964

bezüglich der im Grundbuch von Mahlis Blatt 139  
verzeichneten Grundstücke

Flurstücke 66 und 471/1 der Gemarkung Mahlis.
Mit Ausfertigung dieser Bestallungsurkunde, wird die Be-
stallungsurkunde des Landratsamtes Torgau-Oschatz vom 
10.02.1999, in der Fassung der Änderung vom 04.01.2008, 
mit sofortiger Wirkung aufgehoben.

Dem gesetzlichen Vertreter obliegt die Vertretung vorbezeich-
neter Eigentümer gemäß § 16 VwVfG i. V. m. §§ 1915, 1793 
BGB. 

Es besteht ein Bedürfnis, die Vertretung der Grundstückseigen-
tümer gemäß Art. 233 § 2 Abs. 3 Satz 1 EGBGB sicherzustel-
len.

Das Bedürfnis der Bestellung ergibt sich aufgrund aktueller Re-
chercheergebnisse und damit verbundenen neuen Eigentums-
verhältnissen. Demnach ist ein Verkauf der Grundstücke vor-
gesehen. 

Nachstehende Grundstücksverfügungen bedürfen gemäß §§ 
1821 ff. BGB der vorherigen Genehmigung durch die Bestal-
lungsbehörde:

✔ Veräußerung an Dritte	
✔ Grundstückstausch
✔ Auseinandersetzung der Gemeinschaft	
✔ Abschluss von Pachtverträgen
✔ Veräußerung eines Miteigentumsanteiles	
✔ Belastung mit beschränkt dinglichen Rechten des BGB u. a.

Soweit durch Rechtshandlungen des gesetzlichen Vertreters fi-
nanzielle Erlöse erzielt werden, sind diese durch den Vertreter 
mündelsicher bei einem anerkannten Kreditinstitut anzulegen. 
Der Bestallungsbehörde ist hierüber ein Nachweis zu erbringen.

Die Beendigung der Bestellung erfolgt durch Abberufung durch 
die Bestallungsbehörde, soweit ein gesetzlicher Grund hierfür 
eingetreten ist.
Nach erfolgter Abberufung hat der Vertreter die Bestallungsur-
kunde der erlassenden Behörde auszuhändigen.

Fleischer		
Dezernent

110/Be/880.02-455/2024/TO

B e s t a l l u n g s u r k u n d e
Gemäß Artikel 233 § 2 Abs. 3 EGBGB wird hiermit die

Stadt Dahlen,
Markt 4,

04774 Dahlen,

vertreten durch den Bürgermeister, Herrn Matthias Löwe, zum 
gesetzlichen Vertreter und zur Wahrnehmung der Eigentümerin-
teressen folgender Personen bestellt, da die Eigentümerrechts-
nachfolge nicht zu ermitteln war für die

Hygienevorschriften für nicht für den menschlichen Verzehr 
bestimmte tierische Nebenprodukte und zur Aufhebung der 
Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 (ABl. L 300 S. 1)

– 	Tiergesundheitsgesetz (TierGesG) vom 21. November 2018 
(BGBl. I S. 1938);

– 	Viehverkehrsverordnung (ViehVerkV) vom 26. Mai 2020 
(BGBl. I S. 1170)

– 	Geflügelpest-Verordnung (GeflPestSchV) vom 15. Oktober 
2018 (BGBl. I S. 1665, 2664);

– 	Sächsisches Ausführungsgesetz zum Tiergesundheitsgesetz 
(SächsAGTierGesG) vom 09. Juli 2014 (SächsGVBl. S. 386);

– 	Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) vom 23. Januar 2003 
(BGBl. I S.102);

– 	Verwaltungsverfahrens- und Verwaltungszustellungsgesetz 
für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) vom 19. Mai 2010 
(SächGVBl. S. 142);

– 	Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) vom 19. März 1991 
(BGBl. I S. 686);

– 	Verwaltungskostengesetz des Freistaates Sachsen (Sächs-
VwKG) vom 05. April 2019 (SächsGVBl. S. 245)

in der jeweils gültigen Fassung
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unbekannten Erben nach
Johanna Elsa Maria Fritzsche, geb. Nerche, geb. 31.01.1921, 

gest. 09.04.1981 und
Heinrich Bernd Fritzsche, geb. 16.02.1956, gest. 01.10.2011

bezüglich des im Grundbuch von Dahlen Blatt 1189 
verzeichneten Grundstückes

Flurstück 1180/2 der Gemarkung Dahlen.

Dem gesetzlichen Vertreter obliegt die Vertretung vorbezeich-
neter Eigentümer gemäß § 16 VwVfG i. V. m. §§ 1915, 1793 
BGB. 

Es besteht ein Bedürfnis, die Vertretung der Grundstückseigen-
tümer gemäß Art. 233 § 2 Abs. 3 Satz 1 EGBGB sicherzustel-
len.

Das Bedürfnis der Bestellung geht aus dem Antrag der Stadt-
verwaltung Dahlen vom 06.12.2024 hervor. Demnach soll eine 
ordnungsgemäße Verwaltung gewährleistet werden. 

Nachstehende Grundstücksverfügungen bedürfen gemäß §§ 
1821 ff. BGB der vorherigen Genehmigung durch die Bestal-
lungsbehörde:

✔ Veräußerung an Dritte	
✔ Grundstückstausch
✔ Auseinandersetzung der Gemeinschaft	
✔ Abschluss von Pachtverträgen
✔ Veräußerung eines Miteigentumsanteiles	
✔ Belastung mit beschränkt dinglichen Rechten des BGB u. a.

Soweit durch Rechtshandlungen des gesetzlichen Vertreters fi-
nanzielle Erlöse erzielt werden, sind diese durch den Vertreter 
mündelsicher bei einem anerkannten Kreditinstitut anzulegen. 
Der Bestallungsbehörde ist hierüber ein Nachweis zu erbringen.

Die Beendigung der Bestellung erfolgt durch Abberufung durch 
die Bestallungsbehörde, soweit ein gesetzlicher Grund hierfür 
eingetreten ist.
Nach erfolgter Abberufung hat der Vertreter die Bestallungsur-
kunde der erlassenden Behörde auszuhändigen.

Fleischer		
Dezernent

110/Be/880.02-461/2025/TO

B e s t a l l u n g s u r k u n d e

Gemäß Artikel 233 § 2 Abs. 3 EGBGB wird hiermit die

Gemeinde Wermsdorf,
Altes Jagdschloss 1,
04779 Wermsdorf,

vertreten durch den Bürgermeister, Herrn Matthias Müller, zum 
gesetzlichen Vertreter und zur Wahrnehmung der Eigentümerin-
teressen folgender Personen bestellt, da die Eigentümerrechts-
nachfolge nicht zu ermitteln war für die

unbekannten Erben nach
Martha Luise Margarete Nowak, geb. Schöne, geb. 

29.01.1908, gest. 09.07.1974

bezüglich der im Grundbuch von Luppa Blatt 1081 
verzeichneten Grundstücke

Flurstücke 351 und 478 der Gemarkung Altluppa.

Dem gesetzlichen Vertreter obliegt die Vertretung vorbezeich-
neter Eigentümer gemäß § 16 VwVfG i. V. m. §§ 1915, 1793 
BGB. 

Es besteht ein Bedürfnis, die Vertretung der Grundstückseigen-
tümer gemäß Art. 233 § 2 Abs. 3 Satz 1 EGBGB sicherzustel-
len.

Das Bedürfnis der Bestellung geht aus dem Antrag des Mitei-
gentümers Dietmar Nürnberger vom 24.04.2025 hervor. Dem-
nach ist ein Verkauf der Grundstücke vorgesehen. 

Nachstehende Grundstücksverfügungen bedürfen gemäß §§ 
1821 ff. BGB der vorherigen Genehmigung durch die Bestal-
lungsbehörde:

✔ Veräußerung an Dritte	
✔ Grundstückstausch
✔ Auseinandersetzung der Gemeinschaft	
✔ Abschluss von Pachtverträgen
✔ Veräußerung eines Miteigentumsanteiles	
✔ Belastung mit beschränkt dinglichen Rechten des BGB u. a.

Soweit durch Rechtshandlungen des gesetzlichen Vertreters fi-
nanzielle Erlöse erzielt werden, sind diese durch den Vertreter 
mündelsicher bei einem anerkannten Kreditinstitut anzulegen. 
Der Bestallungsbehörde ist hierüber ein Nachweis zu erbringen.

Die Beendigung der Bestellung erfolgt durch Abberufung durch 
die Bestallungsbehörde, soweit ein gesetzlicher Grund hierfür 
eingetreten ist.
Nach erfolgter Abberufung hat der Vertreter die Bestallungsur-
kunde der erlassenden Behörde auszuhändigen.

Fleischer		
Dezernent

Dezernat Soziales und Gesundheit

Bekanntmachungen

Satzung zur Dritten Änderung der Satzung über die Benutzung 
von Unterkünften für Asylbewerber, andere ausländische 

Flüchtlinge und Spätaussiedler für den Landkreis Nordsachsen 
vom 14. Dezember 2022

Dritte Änderungsatzung der  
Flüchtlingsunterbringungssatzung

Aufgrund der §§ 2 und 3 Abs. 1 der Landkreisordnung für den 
Freistaat Sachsen (SächsLKrO) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 9. März 2018 (SächsGVBl. S. 99), die zuletzt 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 29. Mai 2024 (SächsGVBl. 
S. 500) geändert worden ist, in Verbindung mit § 3 Abs. 4 des 
Sächsischen Flüchtlingsaufnahmegesetzes (SächsFlüAG) vom 
25. Juni 2007 (SächsGVBl. S. 190), das zuletzt durch Art. 15 
des Gesetzes vom 14. Dezember 2018 (SächsGVBl. S. 782) 
geändert worden ist, § 5 Abs. 1 S. 3 des Sächsischen Spät-
aussiedlereingliederungsgesetzes (SächsSpAEG) vom 28. Feb-
ruar 1994 (SächsGVBl. S. 359), das zuletzt durch Art. 24 des 
Gesetzes vom 26. April 2018 (SächsGVBl. S. 198) geändert 
worden ist und §§ 2 Abs. 1 S. 1 u. 9 Abs. 1 des Sächsischen 
Kommunalabgabengesetzes (SächsKAG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 9. März 2018 (SächsGVBl. S. 116), das 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 13. Dezember 2023 (Sächs-
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Kinder suchen Familien
Der Pflegekinderdienst sucht Familien für:

–	 Bereitschaftspflege
–	 Vollzeitpflege

Die Pflegeeltern sollten:

–	 liebevoll und tolerant sein
–	 Verständnis für die besondere Situation von 
	 Pflegekindern aufweisen
–	 damit leben können, dass Kinder nicht immer 
	 perfekt sein müssen
–	 Bereitschaft zur Zusammenarbeit mit dem 
	 Jugendamt und der Herkunftsfamilie haben

Wir möchten gemeinsam mit Ihnen Kindern die  
Chance geben, ein Leben in Geborgenheit in einer Pfle-
gefamilie führen zu können.

Ihre Ansprechpartner:

Frau Petersohn
Rackwitz, Krostitz, Jesewitz, Schkeuditz (anteilig)
Richard-Wagner-Straße 7a, 04509 Delitzsch
Tel: 03421 758 6140
E-Mail: Katrin.Petersohn@lra-nordsachsen.de

Frau Gräser
Delitzsch, Wiedemar, Löbnitz, Schönwölkau, Zschepplin, 
Schkeuditz (anteilig)
Richard-Wagner-Straße 7a, 04509 Delitzsch
Tel: 03421 758 6538
E-Mail: Julia.Graeser@lra-nordsachsen.de 

Frau Staab
Bad Düben, Doberschütz, Laußig, Elsnig, Beilrode, Arzberg
Schloßstraße 27, 04860 Torgau
Tel: 03421 758 6108
E-Mail: Stefanie.Staab@lra-nordsachsen.de

Frau Reupert
Belgern-Schildau, Dahlen, Cavertitz, Eilenburg (anteilig)
Schloßstraße 27, 04860 Torgau
Tel: 03421 758 6111
E-Mail: Ulrike.Reupert@lra-nordsachsen.de

Frau Mann
Mockrehna, Dreiheide, Trossin, Dommitzsch, Torgau, 
Eilenburg (anteilig)
Schloßstraße 27, 04860 Torgau
Tel: 03421 758 6163
E-Mail: Katharina.Mann@lra-nordsachsen.de

Frau Renner
Liebschützberg, Wermsdorf, Mügeln
Friedrich-Naumann-Promenade 9, 04758 Oschatz
Tel: 03421 758 6180
E-Mail: Ines.Renner@lra-nordsachsen.de

Frau Mucke
Oschatz, Naundorf, Taucha
Friedrich-Naumann-Promenade 9, 04758 Oschatz
Tel: 03421 758 6188
E-Mail: Katharina.Mucke@lra-nordsachsen.de

GVBl. S. 876) geändert worden ist, hat der Kreistag des Land-
kreises Nordsachsen in seiner Sitzung am 3. Dezember 2025 
folgende Satzung zur Dritten Änderung der Satzung über die 
Benutzung von Unterkünften für Asylbewerber, andere aus-
ländische Flüchtlinge und Spätaussiedler vom 14. Dezember 
2022, beschlossen:

Artikel I
Neufassung der Anlage „Gebührenverzeichnis zur Flüchtlings-

unterbringungssatzung des Landkreises Nordsachsen“

Die Anlage „Gebührenverzeichnis zur Flüchtlingsunterbrin-
gungssatzung des Landkreises Nordsachsen“ wird wie folgt 
neugefasst:

Gebührensatz nach § 12 Abs. 1 S. 1

Je Person und Monat 300,74 €

Je Person und Tag 10,02 €

Artikel II

Inkrafttreten
Die Satzung zur Dritten Änderung der Satzung über die Benut-
zung von Unterkünften für Asylbewerber, andere ausländische 
Flüchtlinge und Spätaussiedler für den Landkreis Nordsachsen 
vom 14. Dezember 2022, tritt am 1. Januar 2026 in Kraft.

Torgau, den 3. Dezember 2025			 
	
Kai Emanuel
Landrat

 

Wir helfen Familien und Kindern 
im Landkreis. Helfen Sie mit – 

werden Sie Familienpate!

Wir suchen Frauen und Männer ab 18 Jahre, die sich ehren-
amtlich für ein gesundes und  glückliches Aufwachsen von 
Kindern im Landkreis Nordsachsen engagieren wollen.

Familienpatinnen und Familienpaten können Eltern in 
folgenden Bereichen unterstützen ...
–	 Kinderbetreuung, um dringende Angelegenheiten auch 

mal allein erledigen zu können
–	 Freizeitaktivitäten mit Kindern gestalten 
	 und begleiten
– 	 Unterstützung bei alltäglichen Aufgaben
–	 Begleitung in belastenden Lebenssituationen
–	 Gesprächspartner, wenn ein „offenes Ohr“ 	

gebraucht wird

Was erwartet Sie in Ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit:
–	 flexibler und nach Ihren zeitlichen Ressourcen orien-

tierter Einsatz 
–	 Weiterbildungen rund um das Thema Familie und 

Kinder
–	 regelmäßige Ehrenamtstreffen zum Austausch 
–	 Fahrtkostenpauschale und Versicherungsschutz
…	 und nicht zuletzt dankbare Eltern und glückliche Kinder!

Haben Sie Interesse oder wollen Sie mehr erfahren, dann melden Sie sich einfach bei uns!
Landratsamt Nordsachsen/ Dezernat Soziales 	 Melanie Große - Koordination Ehrenamt
Schloßstraße 27 / 04860 Torgau	 Telefon: 03421/ 758 6523
Fachstelle Familiennetzwerk	 Telefax: 03421/ 758 85 6110
	 E-Mail: melanie.grosse@lra-nordsachsen.de

Der Baustein der ehrenamtlichen 
Familienpatenschaft wird gefördert vom:
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	Die Maßnahme Pflegekoordination wird 
mitfinanziert mit Steuermitteln auf Grundla-
ge des von den Abgeordneten des Sächsi-
schen Landtags beschlossenen Haushaltes

Landratsamt Nordsachsen/Dezernat Soziales 
und Gesundheit/Stabsstelle Soziale Vielfalt

Schlossstraße 27, 04860 Torgau

Pflegekoordinatorin Isabell Sonntag

Telefon: 03421 758 6203

E-Mail: pflegekoordination@lra-nordsachsen.de

Internet: 
www.pflegenetz.sachsen.de
www.pflege-nordsachsen.de

Mitteilungen Gemeinden

Große Kreisstadt Schkeuditz

Stadt Schkeuditz: Stellenangebot 

Die Stadtverwaltung Schkeuditz sucht zum nächstmöglichen 
Zeitpunkt eine Sachgebietsleiterin/einen Sachgebietsleiter IT-
Service (m/w/d).
Die unbefristete Vollzeitstelle ist nach Vorliegen der Vorausset-
zungen bis Entgeltgruppe 12 TVöD (VKA) ausgewiesen. 
Bewerbungsfrist: 12. Januar 2026  
Mehr Infos: www.schkeuditz.de/stellenangebote  
Die Große Kreisstadt Schkeuditz, auf circa 81 km² Fläche gün-
stig zwischen Halle und Leipzig gelegen, steht für eine aus-
geprägte Infrastruktur und eine prosperierende Wirtschaft. Rund 
19.000 Einwohner haben in Schkeuditz ihre Heimat. 
www.schkeuditz.de 

Bekanntmachungen 
Zweckverbände

Zweckverband Torgau-Westelbien

Satzung zur 2. Änderung der
Neufassung der Verwaltungskostensatzung

des Zweckverbandes zur 
Trinkwasserversorgung und 

Abwasserbeseitigung Torgau-Westelbien
vom 29.11.2019

Auf der Grundlage des § 47 Abs. 2, § 6 Abs. 1 des Sächsischen 
Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit (Sächs-KomZG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 15. April 2019 (Sächs-
GVBl. S. 270), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 9. Februar 2022 (SächsGVBl. S. 134) in Verbindung mit 
§§ 4 der Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen (Sächs-
GemO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 09. März 
2018 (SächsGVBl. S. 62), zuletzt geändert durch Artikel 15 
des Gesetzes vom 27. Juni 2025 (SächsGVBl. S. 285) sowie 
§1 Abs. 1 Satz 1 Sächsisches Verwaltungskostengesetz vom 5. 
April 2019 (SächsGVBl. S. 245) hat die Verbandsversammlung 
Trinkwasser und Abwasser in ihrer Sitzung am 27.11.2025 
folgende 2. Änderung der Neufassung der Verwaltungskosten-
satzung des Zweckverbandes zur Trinkwasserversorgung und 
Abwasserbeseitigung Torgau-Westelbien vom 29.11.2019 be-
schlossen.

§ 1 Änderungsbestimmungen

Das für die Höhe der Verwaltungsgebühr nach § 3 Abs. 1 der 
Verwaltungskostensatzung als Anlage zur Satzung beigefügte 
Kostenverzeichnis wird in folgenden Punkten geändert und er-
gänzt:

Lfd. Nr. Gegenstand
Gebühr €/ % 
des Gegen-
standswertes

10.2.

bei Direktanschluss an die öffentliche Abwas-
serkanalisation und/oder – Prüfung eingereichter 
Unterlagen der Grundstücksentwässerungsanlage 
anstelle der Abnahme vor Ort

25,00 €

10.4. Pauschaler Aufwandsersatz für die örtliche 
Überprüfung sofern nach § 55 Absatz 2. Pkt 3.  der 
Abwasserbeseitigungssatzung keine Auskunft nach 
Aufforderung durch den Verband erfolgt

100,00 €

10.5. Aufwandsersatz für die zusätzliche Reinigung der 
abflusslosen Gruben und Kleinkläranlagen auf Anfor-
derung des Überlassungspflichtigen

100,00 €

14.1.1 1. Mahnung gemäß §13 SächsVwVg 10,00 €

14.1.2 2. Mahnung gemäß § SächsVwVg 20,00 €

16.
Aufwandsersatz bei Beschädigung /Verlust der 
Messeinrichtung durch Frostschaden, mechanische 
Beschädigung oder Abhandenkommen

16.1. Für mechanische (analoge) Zähler bis Q3 4 	 74,00 €

16.2. Für mechanische (analoge) Zähler bis Q3 10     85,00 €

16.3. Für Ultraschallzähler mit Funkauslesung bis Q3 4     125,00 €

16.4. Für Ultraschallzähler mit Funkauslesung bis Q3 10 335,00 €
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Lfd. Nr. Gegenstand
Gebühr €/ % 
des Gegen-
standswertes

16.5. Für Ultraschallzähler mit Funkauslesung größer Q 
3 10

575,00 €

17. Aufwandsersatz für die Ablesung einer Messeinrich-
tung auf Anforderung eines Anschlussnehmers

17.1. Ablesung im Gebäude oder durch Funkauslesung je 
Messtelle

25,00 €

17.2. Ablesung mit Einstieg in ein Zählerschacht je 
Messtelle

35,00 €

18. 
Aufwandsersatz für die Überwachung der Anliefe-
rung von sonstigem Abwasser auf Kläranlagen des 
Verbandes

18.1. Für Erstanlieferung pro Tag 25,00 €

18.2. Für Folgeanlieferung am Tag (je weitere Anlieferung) 10,00 €

18.3. Für Anlieferungen am Wochenende Zuschlag auf 
18.1. und 18.2.

zzgl. 100 % 

                 

§ 2 - Inkrafttreten
Die Änderungssatzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft.

ausgefertigt Torgau, den: 27.11.2025

gez. Simon
Verbandsvorsitzender

Hinweis nach § 4 Abs. 4 der Gemeindeordnung für den Frei-
staat Sachsen (SächGemO)

Nach § 4 Abs. 4 SächsGemO gelten Satzungen, die unter Ver-
letzung von Verfahrens- und Formvorschriften der SächsGemO 
zustande gekommen sind, ein Jahr nach ihrer Bekanntmachung 
als von Anfang an gültig zustande gekommen.
Dies gilt nicht, wenn
1. die Ausfertigung der Satzung nicht oder fehlerhaft erfolgt ist,
2. Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzungen, die Ge-

nehmigung oder die 
     Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind,
3. der Verbandsvorsitzende dem Beschluss nach § 52 Abs. 2 

wegen Gesetzwidrigkeit
     widersprochen hat,
4. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist

a) die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet 
hat oder

b) die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrift ge-
genüber dem Zweckverband

   unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung 
begründen soll, schriftlich

    geltend gemacht worden ist.

Ist eine Verletzung nach den Ziffern 3 oder 4 geltend gemacht 
worden, so kann auch nach Ablauf der in §4 Abs. 4, Satz 1 
SächsGemO genannten Frist jedermann diese Verletzung gel-
tend machen.

Satzung zur 3. Änderung 
der Neufassung der Satzung über die 

öffentliche Abwasserbeseitigung 
(Abwassersatzung – AbwS) des 

Zweckverbandes zur Trinkwasserversorgung 
und Abwasserbeseitigung Torgau – 

Westelbien vom 24.11.2017

Auf der Grundlage von § 56 des Gesetzes zur Ordnung des 
Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz – WHG) vom 31. 
Juli 2009 (BGBl. S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189) in 
Verbindung mit § 50 des Säch-sischen Wassergesetzes (Sächs-
WG) vom 12. Juli 2013 (SächsGVBl. S. 503), zuletzt geändert 
durch Artikel 17 des Gesetzes vom 27. Juni 2025 (SächsGVBl. 
S. 285) sowie §§ 46, 60 Abs. 3 Satz 1, 1. Halbsatz sowie § 47 
Abs. 2, § 6 Abs. 1 und § 5 Abs. 4 des Sächsischen Ge-setzes 
über kommunale Zusammenarbeit (SächsKomZG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 15. April 2019 (SächsGVBl. S. 
270) zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 9. Feb-
ruar 2022 (SächsGVBl. S. 134) in Verbindung mit §§ 4, 14 und 
124 der Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen (Sächs-
GemO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. März 2018 
(SächsGVBl. S. 62), zuletzt geändert durch Artikel 15 des Ge-
setzes vom 27. Juni 2025 (SächsGVBl. S. 285) sowie der §§ 
1, 2, 9, 17 und 33 des Sächsischen Kommunalabgabengeset-
zes (SächsKAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. 
März 2018 (SächsGVBl. S. 116), zuletzt geändert durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 13. Dezember 2023 (SächsGVBl. S. 
876) hat die Verbandsversammlung Abwasser in ihrer Sitzung 
am 27.11.2025 folgende Satzung zur 3.  Änderung der Neu-
fassung der Satzung über die öffentliche Abwasserbeseitigung 
(Abwassersatzung - AbwS) in der Fassung vom 24.11.2017 
beschlossen:

Artikel 1 – Änderungen

1. Im § 8 wird Abs. 2 wie folgt ergänzt:

(2)	 Die Eigenkontrolle und Wartung einer Kleinkläranlage bzw. 
einer abflusslosen Grube hat den Anforderungen der Ver-
ordnung des Sächsischen Staatsministeriums für Umwelt 
und Landwirtschaft zu den Anforderungen an Kleinkläran-
lagen und abflusslosen Gruben, über deren Eigenkontrolle 
und Wartung sowie deren Überwachung (Kleinkläranlagen-
verordnung) in der jeweils geltenden Fassung zu genügen. 
Danach erforderliche Wartungen einer Kleinkläranlage sind 
durch einen zertifizierten Fachbetrieb auszuführen. Für 
diese Wartungen der Kleinkläranlage hat der Betreiber der 
Kleinkläranlage einen Wartungsvertrag mit dem zertifizier-
ten Fachbetrieb abzuschließen und die Wartungen gemäß 
Bauartzulassung der Kleinkläranlage durch diesen Fachbe-
trieb durchzuführen zu lassen. Die Einhaltung der für die 
Abwassereinleitung festgesetzten Grenzwerte aus der 
wasserrechtlichen Genehmigung ist mit der Übergabe der 
Wartungsprotokolle gemäß § 18 Abs. 8 a) nachzuweisen. 
Das Betriebsbuch einer Kleinkläranlage bzw. einer abfluss-
losen Grube ist nach deren endgültiger Stilllegung bis zum 
Ende des 3. folgenden Kalenderjahres aufzubewahren. Im 
Falle eines Rechtsstreits ist das Betriebsbuch bis zum Ab-
lauf eines Jahres nach dessen rechtskräftigem Abschluss 
aufzubewahren.
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2. Im § 19 wird Abs. 8 wie folgt ergänzt:

(8) 	Die Überwachung der Eigenkontrolle im Sinne des Absat-
zes 7 Satz 1 wird gewährleistet, indem
a) der Grundstückseigentümer bzw. der nach § 3 Abs. 1 

und 2 Verpflichtete dem Zweckverband nach einer War-
tung der Anlage durch einen zertifizierten Fachbetrieb 
die Wartungsprotokolle unverzüglich, spätestens jedoch 
innerhalb eines Monats zusendet und/oder

b) der Beauftrage des Zweckverbandes im Rahmen einer 
Kontrolle in das Betriebs buch Einsicht nimmt und eine 
Sichtkontrolle der Anlage durchführt

3. Im § 45 wird Abs.1 und Abs. 3 wie folgt geändert:

(1) Die Grundgebühr beträgt für eine
		 1 - Zimmer-Wohnung � 2,17 €/Monat
		 2 - Zimmer-Wohnung � 2,79 €/Monat
		 3 - Zimmer-Wohnung  � 3,40 €/Monat
		 4 - Zimmer-Wohnung � 4,03 €/Monat
		 5 - Zimmer-Wohnung � 4,64 €/Monat

		 und für jedes weitere Zimmer 0,62 €/Monat zusätzlich.

(3) Räume, die nicht zu Wohnungen nach Abs. 2 gehören, wer-
den, auch wenn sie dem Wohnen dienen, nach ihrer Fläche 
(Bezugsfläche) herangezogen. Die Bezugsfläche wird nach 
den Innenmaßen der Grundflächen der jeweiligen Räume 
im jeweiligen Geschoss ermittelt; Verkehrsflächen, Trep-
penhäuser, Aufzüge usw. werden einbezogen. Soweit Ver-
kehrsflächen Treppenhäuser, Aufzüge usw. sowohl dem Zu-
gang zu Wohnungen und Wohnräumen im Sinne von Abs. 1 
und 2 als auch zu sonstig genutzten Räumen im Sinne des 
Satzes 1 dienen, werden sie der Bezugsfläche zur Hälfte 
zugerechnet. 

		 Die Grundgebühr beträgt je angefangene 20 Quadratmeter 
Bezugsfläche 0,11 € / Monat.

		 Für Räume, in denen mit Wasser produziert oder Wasser bei 
den Produktionsabläufen eingesetzt oder in denen vorrangig 
Wasser benutzt wird (z.B. Küchen, Bäder, Duschen, Wasch-
räume, Toiletten, Waschküchen), wird je angefangene 20 
Quadratmeter ein Zuschlag von 0,24 €/ Monat erhoben.

4. Im § 47 wird Abs. 3 wie folgt geändert /ergänzt: 
	
(3)	 Die Grundstückseigentümer und sonstigen nach § 3 Abs. 

1 Verpflichteten sind hinsichtlich der versiegelten Grund-
stücksfläche gegenüber dem Zweckverband auskunfts-
pflichtig. Änderungen der zu veranlagenden Grundstücks-
fläche sind unverzüglich nach der Flächenänderung durch 
den Grundstückseigentümer und sonstigen nach § 3 Abs. 
1 Verpflichteten dem Zweckverband

   	 Auf erneutes Verlangen des Zweckverbandes hat der 
Grundstückseigentümer und die sonstigen nach § 3 Abs. 
1 Verpflichteten die versiegelten Flächen seines Grundstü-
ckes mitzuteilen (Selbstauskunftsbogen) oder die Ermitt-
lung der zu veranlagende Fläche zu ermöglichen und bei 
der Feststellung mitzuwirken. Er hat dem Zweckverband 
über die Entwässerungsverhältnisse des Grundstückes und 
über die befestigten, an die öffentlichen Abwasseranlagen 
angeschlossenen Flächen sowie deren Versieglungsart 
Auskunft zu erteilen. Die Auskünfte sind wahrheitsgemäß 
zu erteilen.

		 Der Zweckverband leistet auf Antrag Unterstützung bei 
der Flächenermittlung.

5. Im § 47 wird Abs. 4 wie folgt eingefügt und der bisherige 
Abs. 4 zu Abs.5:

(4)	 Kommt der Grundstückseigentümer und sonstige nach § 3 
Abs. 1 Verpflichtete dem Verlangen nach Absatz 3 nicht 
nach, ist der Zweckverband berechtigt die abflusswirksa-
me Fläche anhand von Luftbildern oder örtlicher Inaugen-
scheinnahme zu schätzen

6. Im § 49 wird Abs. 1, Abs. 3, Abs. 4, Abs.5 und Abs. 6 wie 
folgt geändert:

(1)	 Für die Teilleistung Schmutzwasserentsorgung gemäß § 
42 beträgt die Einleitungsgebühr für Abwasser, das in öf-
fentliche Kanäle eingeleitet und durch ein Klärwerk gerei-
nigt wird 1,95 € je Kubikmeter Abwasser.

	(3)	Für die Teilleistung Entsorgung von abflusslosen Gruben 
gemäß § 48 Abs. 1 beträgt die Entsorgungsgebühr 27,15 
€ je Kubikmeter Abwasser bzw. Schlamm. 

(4) 	Für die Teilleistung Entsorgung von Schlamm aus Kleinklär-
anlagen gemäß § 48 Abs. 2 beträgt die Entsorgungsgebühr 
35,77 € je Kubikmeter. 

(5) 	Die nach § 48 Abs. 3 erhobene Entsorgungspauschale für 
die Teilleistung nach § 48 Abs. 1 und 2 beträgt 17,00 € pro 
Anfahrt und Anlage.

(6) 	Für die Teilleistung der Einleitung von Abwasser in öffent-
liche Abwasseranlagen, die nicht an ein Klärwerk ange-
schlossen sind, beträgt die Kanaleinleitungsgebühr 0,47 € 
je Kubikmeter Abwasser.

7. Im § 49 wird ein Abs. 7 eingefügt:

(7) Für die Teilleistung der Anlieferung von sonstigen Abwas-
ser in eine öffentliche Abwasserbehandlungsanlage des 
Verbandes, beträgt die Einleitungsgebühr die Gebühr nach 
Abs. 1. Daneben werden für die Aufwendungen der An-
nahme und Einleitungsüberwachung Verwaltungskosten 
nach der Verwaltungskostensatzung des Verbandes erho-
ben.

8. Im § 52 wird Abs. 2 wie folgt geändert:

(2)	 Die Gebührenschuld entsteht
1.		in den Fällen des §§ 45, 49 Abs. 1, 2, und 6 jeweils 

zum Ende eines Kalenderjahres für das jeweilige Kalen-
derjahr (Veranlagungszeitraum) und

2.		in den Fällen des § 49 Abs. 3, 4,5 und 7 mit der Erbrin-
gung der Leistung.

9. Im § 52 wird folgender Abs. 4 eingefügt:

(4) 	Die Gebühren ruhen als öffentliche Last auf dem Grund-
stück, soweit die Gebühren gegenüber dem Grundstücks-
eigentümer festgesetzt wurden. Erfolgte eine Festsetzung 
gegenüber dem Erbbauberechtigten oder sonst dinglich 
zur baulichen Nutzung Berechtigten, ruhen die Gebühren 
auf dem Erbbaurecht oder sonstigem dinglichen Nutzungs-
recht.

10.	Im § 58 wird Abs. 1 Pkt. 9 wie folgt ergänzt, Pkt. 14 wie 
folgt geändert und Pkt. 15 wie folgt ergänzt

(1)	 Ordnungswidrig im Sinne von § 124 Abs. 1 SächsGemO 
handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig:

9.		 entgegen die Grundstücksentwässerungsanlage nicht 
nach den Vorschriften des § 14 und § 15 Abs. 3 Sätze 
2 bis 5 herstellt und betreibt.
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14.	entgegen § 19 Abs. 8 seiner Pflicht zur Zusendung 
der Wartungsprotokolle der Kleinkläranlage nicht nach-
kommt.

15.	entgegen §§ 47 Abs. 2und 3, 55 seinen Auskunfts- 
und Anzeigepflichten gegenüber dem Zweckverband 
nicht, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig nach-
kommt.

Artikel 2 - Inkrafttreten

Diese Änderungsatzung tritt am Tag Ihrer Bekanntmachung, 
frühestens jedoch zum 01.01.2026 in Kraft.

ausgefertigt:
Torgau, 27.11.2025

gez. Simon
Verbandsvorsitzender		
                                      	

Hinweis nach § 4 Abs. 4 SächsGemO:

Gemäß § 4 Abs. 4 der SächsGemO gelten Satzungen, die un-
ter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften zustande 
gekommen sind, ein Jahr nach ihrer Bekanntmachung als von 
Anfang an gültig zustande gekommen.

Dies gilt nicht, wenn
1.	 die Ausfertigung der Satzung nicht oder fehlerhaft erfolgt 

ist,
2.	 Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzungen, die Ge-

nehmigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt 
worden sind,

3.	 der/die Verbandsvorsitzende dem Beschluss nach § 52 
Abs. 2 wegen Gesetzwidrigkeit widersprochen hat,

4.	 vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist
a)		die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet 

hat oder
b)		die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrift 

gegenüber dem Zweckverband unter Bezeichnung 
des Sachverhaltes, der die Verletzung begründen soll, 
schriftlich geltend gemacht worden ist.

Ist eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 3 oder 4 geltend gemacht 
worden, so kann auch nach Ablauf der in Satz 1 genannten 
Frist jedermann diese Verletzung geltend machen.

Satzung zur 3. Änderung der Neufassung 
der Wasserversorgungssatzung des 

Zweckverbandes zur Trinkwasserversorgung 
und Abwasserbeseitigung 

Torgau – Westelbien
vom 24.11.2017

Auf der Grundlage von § 35 Abs. 1 der Verordnung über All-
gemeine Bedingungen für die Versorgung mit Wasser (AVB-
WasserV) vom 20. Juni 1980 (BGBl. S. 750, 1067), zuletzt 
geändert durch Verordnung vom 11. Dezember 2014 (BGBl. 
S. 2010) in Verbindung mit § 50 des Gesetzes zur Ordnung 
des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz – WHG) vom 31. 
Juli 2009 (BGBl. S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 2 

des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189), 
§ 43 des Sächsischen Wassergesetzes (SächsWG) vom 12. 
Juli 2013 (SächsGVBl. S. 503), zuletzt geändert durch Artikel 
17 des Gesetzes vom 27. Juni 2025 (SächsGVBl. S. 285) und 
§§ 46, 60 Abs. 3 Satz 1, 1. Halbsatz sowie § 47 Abs. 2, § 6 
Abs. 1 und § 5 Abs. 4 des Sächsischen Gesetzes über kom-
munale Zusammenarbeit (Sächs-KomZG) in der Fassung der 
Bekannt-machung vom 15. April 2019 (SächsGVBl. S. 270), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 9. Februar 
2022 (SächsGVBl. S. 134) in Verbindung mit §§ 4, 14 und 
124 der Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen (Sächs-
GemO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 09. März 
2018 (SächsGVBl. S. 62), zuletzt geändert durch Artikel 15 des 
Gesetzes vom 27. Juni 2025 (SächsGVBl. S. 285) sowie der 
§§ 1, 2, 9 und 33 des Sächsischen Kommunalabgabengesetzes 
(SächsKAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 09.März 
2018 (SächsGVBl. S. 116), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 13. Dezember 2023 (SächsGVBl. S. 876) 
hat die Verbandsversammlung Trinkwasser in ihrer Sitzung am 
27.11.2025 folgende 3. Änderung der Neufassung der Wasser-
versorgungssatzung des Zweckverbandes zur Trinkwasserver-
sorgung und Abwasserbeseitigung Torgau – Westelbien vom 
24.11.2017 beschlossen.

Artikel 1 - Änderungen

1. § 12 (Zutrittsrecht) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

(1) Der Wasserabnehmer hat dem mit einem Dienstausweis 
versehenen Beauftragten des Verbandes  Zutritt zu seinen 
Räumen und zu den in § 16 und § 20 genannten Einrichtun-
gen jederzeit zu  gestatten, soweit dies für die Prüfung der 
technischen Einrichtungen, zur Wahrung sonstiger Rechte 
und Pflichten nach dieser Satzung, insbesondere zur Able-
sung oder zur Ermittlung der Grundlagen für die Gebühren-
bemessung erforderlich ist.

2.	§ 22 (Ablesung oder Schätzung des Wasserverbrauches) 
Abs. 1 wird wie folgt geändert:

(1)	 Die analogen oder nach Widerspruch des Anschlussneh-
mers zur Funkauslesung deaktivierten Messeinrichtungen 
werden vom Beauftragten des Verbandes regelmäßig ein-
mal im Jahr oder auf Verlangen des Verbandes vom An-
schlussnehmer selbst abgelesen. Der Anschlussnehmer hat 
dafür Sorge zu tragen, dass die Messeinrichtung leicht zu-
gänglich ist.

		 Funkwasserzähler werden grundsätzlich einmal im Jahr 
durch den Verband zum Zweck der Verbrauchsabrechnung 
ausgelesen. Darüber hinaus ist der Verband berechtigt, 
analoge als auch Funkwasserzähler anlassbezogen ab-bzw. 
auszulesen, soweit dies zur Abwehr von Gefahren für den 
ordnungsgemäßen Betrieb der Wasserversorgungsanlagen 
oder anderer öffentlicher Interessen erforderlich ist. Dazu 
gehören insbesondere die Gewährleistung der Trinkwas-
serhygiene (z.B. Auslesen der Wassertemperatur), die Le-
ckageortung (z.B. Auslesung des Mengendurchflusses), die 
Vermeidung von störenden Rückwirkungen auf Anlagen 
des Verbandes oder Dritter (z.B. durch Auslesung von Da-
ten zu einem Rückwärtslauf) sowie zur Überprüfung eines 
Verdachtes auf Manipulation (z.B. durch Auslesen von Da-
ten über Trockenfall der Eingebauten Messeinrichtung).

		 Im Einvernehmen mit dem Anschlussnehmer kann ein Zäh-
ler auch zu weiteren Zwecken ausgelesen werden.

		 Hat ein Anschlussnehmer der Funkauslesung widerspro-
chen, so hat der Anschlussnehmer die dem Verband ent-
stehenden Mehraufwendungen der Erfassung der Ver-
brauchsdaten für die Verbrauchsabrechnung zu erstatten.  
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3.	§ 22 (Ablesung oder Schätzung des Wasserverbrauchs) 

Abs. 3 wird wie folgt geändert und ergänzt:
       
(3)	 Der Wasserverbrauch kann abweichend von § 20 Abs. 1 

durch Schätzung ermittelt werden, wenn      	
1.		die Messeinrichtung ausgefallen ist
2.		der Beauftragte des Verbandes die Räume des An-

schlussnehmers nicht zum Ablesen betreten kann,
3.		sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, dass der 

Wasserzähler den wirklichen Wasserverbrauch nicht an-
gibt,

4.		das Ergebnis der auf Verlangen des Verbandes vom An-
schlussnehmer vorzunehmenden Ablesung des Wasser-
zählers nicht oder nicht rechtzeitig gemeldet wird,

5.		sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, dass das 
gemeldete Ergebnis der Ablesung offensichtlich unzu-
treffend ist,

6.		der Verbrauch von Wasser unter Beeinflussung oder 
Umgehung der Messeinrichtung stattgefunden hat,

7.		zum Zeitpunkt des Wechsels des Gebührenschuldners 
(§ 30) keine Ablesung der Messeinrichtung stattgefun-
den hat und im Nachgang kein Ablesewert ermittelbar 
ist. 

8.		der Anschlussnehmer die Funkverbindung eines Funk-
zählers aktiv stört oder der Funkauslesung widerspro-
chen hat und keine Ablesung durch Beauftragte des 
Verbandes gewährt.      	

		 Bei der Schätzung sind die tatsächlichen Verhältnisse an-
gemessen zu berücksichtigen. 

4.	§ 26 (Wassergebühr) Abs. 2 wird wie folgt neu gefasst:

(2)	 Die Verbrauchsgebühr ist die Gebühr für den gemessenen 
Verbrauch und wird mittels Messeinrichtung festgestellt. 

  	 Die Verbrauchsgebühr beträgt zuzüglich der gesetzlich gel-
tenden Umsatzsteuer je m3 2,48 €. 

5. § 27 (Grundgebühr) Abs. 1 wird wie folgt neu gefasst: 

(1)	 Die Grundgebühr ist die Gebühr für die allgemeine Leis-
tungsbereitschaft und ist unabhängig von der Menge des 
gelieferten Wassers zu zahlen. Die Grundgebühr wird für 
jeden Hausanschluss, gestaffelt nach der Zählergröße, er-
hoben. 

		 Sie beträgt monatlich zuzüglich gesetzlich geltender Um-
satzsteuer bei Wasserzählern mit einer Nenngröße von: 

		 Nenndurchfluss	 bis Q3 4	 bis Q3 10	 größer Q3 10                        
				   9,75 €	 19,50 €	 48,75 €       	
		 Wird der Hausanschluss im Laufe des Berechnungszeit-

raumes hergestellt, so wird die Grundgebühr anteilig ab 
Anschlusstag berechnet. Verlangt der Anschlussnehmer 
den Rückbau, so wird der Monat, in welchem der Rückbau 
begehrt wurde, als voller Monat gerechnet. 

6. § 29 (Hydrantenbenutzung) Abs. 1 wird wie folgt neu ge-
fasst:

(1) Für die Bereitstellung von Standrohren und Standrohrzäh-
lern zur Wasserentnahme an Ober- oder Unterflurhydran-
ten (§ 8 Abs. 4) ist folgende Ausleihgebühr zu entrichten:

		 - 5,00 € pro Tag (bis 14 Tage)
  	 - 2,00 € pro weiteren Tag      	
		 Daneben ist die auf die verbrauchte Wassermenge entfal-

lende Verbrauchsgebühr (§ 26 Abs. 2) zu zahlen.

 7. § 31 (Entstehung und Fälligkeit der Gebührenschuld, Veran-
lagungszeitraum) wird um Abs. 6 wie folgt ergänzt:

(6) Die Gebühren ruhen als öffentliche Last auf dem Grund-
stück, soweit die Gebühren gegenüber dem Grundstücks-
eigentümer festgesetzt wurden. Erfolgte eine Festsetzung 
gegenüber dem Erbbauberechtigten oder sonst dinglich 
zur baulichen Nutzung Berechtigten, ruhen die Gebühren 
auf dem Erbbaurecht oder sonstigem dinglichen Nutzungs-
recht.

Artikel 2 - Inkrafttreten

Die Satzung zur 3. Änderung der Neufassung der Wasserver-
sorgungssatzung des Zweckverbandes zur Trinkwasserversor-
gung und Abwasserbeseitigung Torgau-Westelbien tritt nach 
ihrer öffentlichen Bekanntmachung frühestens jedoch zum 
01.01.2026 in Kraft.

ausgefertigt Torgau: 27.11.2025			 
				 
gez. Simon
Verbandsvorsitzender

Hinweis nach § 4 Abs. 4 SächsGemO:

Gemäß § 4 Abs. 4 der SächsGemO gelten Satzungen, die un-
ter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften zustande 
gekommen sind, ein Jahr nach ihrer Bekanntmachung als von 
Anfang an gültig zustande gekommen.

Dies gilt nicht, wenn
1.	die Ausfertigung der Satzung nicht oder fehlerhaft erfolgt 

ist,
2.	Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzungen, die Ge-

nehmigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt 
worden sind,

3.	der/die Verbandsvorsitzende dem Beschluss nach § 52 Abs. 
2 wegen Gesetzwidrigkeit widersprochen hat,

4.	vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist
a)	die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet 

hat oder
b)	die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrift ge-

genüber dem Zweckverband unter Bezeichnung des 
Sachverhaltes, der die Verletzung begründen soll, schrift-
lich geltend gemacht worden ist.

Ist eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 3 oder 4 geltend gemacht 
worden, so kann auch nach Ablauf der in Satz 1 genannten 
Frist jedermann diese Verletzung geltend machen.

Abwasserzweckverband Mittlere Mulde

Öffentliche Bekanntmachung des 
Abwasserzweckverbandes Mittlere Mulde

Mit Bescheid des Landratsamtes Nordsachsen vom 03.12.2025 
wurde die Haushaltssatzung mit dem Haushaltsplan des Ab-
wasserzweckverbandes Mittlere Mulde Eilenburg, für das Jahr 
2026 genehmigt.
Der Haushaltsplan 2026 des Abwasserzweckverbandes Mittle-
re Mulde liegt gemäß § 76 Abs. 3 SächsGemO in der Zeit vom 
05.01. – 13.01.2026 im Büro des Abwasserzweckverbandes 
Mittlere Mulde, Maxim-Gorki-Platz 1,  04838 Eilenburg, Zimmer 
2.05, zu den Dienstzeiten zur Einsichtnahme öffentlich aus.

S c h e l e r
Verbandsvorsitzender
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Haushaltssatzung des Abwasserzweckverband "Mittlere Mulde" 
für das Haushaltsjahr 2026

Aufgrund von § 74 der Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen (SächsGemO) in der jeweils geltenden Fassung hat die Ver-
bandsversammlung in der Sitzung am 13.11.2025 folgende Haushaltssatzung beschlossen.	

§ 1
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2026, der die für die Erfüllung der Aufgaben des Zweckverbandes voraussichtlich anfal-
lenden Erträge und entstehenden Aufwendungen sowie die eingehenden Einzahlungen und zu leistenden Auszahlungen enthält, 
wird:	
im Ergebnishaushalt mit dem	 	 	 

	- Gesamtbetrag der ordentlichen Erträge auf	� 6.896.716 Euro
	- Gesamtbetrag der ordentlichen Aufwendungen auf	�  6.798.500 Euro
	- Saldo aus den ordentlichen Erträgen und Aufwendungen (ordentliches Ergebnis) auf	�  98.216 Euro
	- Gesamtbetrag der außerordentlichen Erträge auf	�  5.000 Euro
	- Gesamtbetrag der außerordentlichen Aufwendungen auf	�  10.000 Euro
	- Saldo aus den außerordentlichen Erträgen und Aufwendungen (Sonderergebnis) auf	�  -5.000 Euro
	- Gesamtergebnis auf	�  93.216 Euro
	- Betrag der veranschlagten Abdeckung von Fehlbeträgen des ordentlichen Ergebnisses aus Vorjahren auf	�  0 Euro
	- Betrag der veranschlagten Abdeckung von Fehlbeträgen des Sonderergebnisses aus Vorjahren auf	�  0 Euro
	- Betrag der Verrechnung eines Fehlbetrages im ordentlichen Ergebnis mit dem Basiskapital 
	  gemäß § 72 Absatz 3 Satz 3 SächsGemO	� 0 Euro
	- Betrag der Verrechnung eines Fehlbetrages im Sonderergebnis mit dem Basiskapital gemäß 
	  § 72 Absatz 3 Satz 3 SächsGemO	�  0 Euro
	- veranschlagtes Gesamtergebnis auf	�  93.216 Euro

im Finanzhaushalt mit dem	 	 	 
	- Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit auf	�  5.584.716 Euro
	- Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit auf	�  3.771.500 Euro
	- Zahlungsmittelüberschuss oder -bedarf aus laufender Verwaltungstätigkeit als Saldo der
  Gesamtbeträge der Einzahlungen und Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit auf	� 1.813.216 Euro
	- Gesamtbetrag der Einzahlungen aus Investitionstätigkeit auf	�  1.397.500 Euro
	- Gesamtbetrag der Auszahlungen aus Investitionstätigkeit auf	�  5.753.000 Euro
	- Saldo der Einzahlungen und Auszahlungen aus Investitionstätigkeit auf	�  -4.355.500 Euro
	- Finanzierungsmittelüberschuss oder -fehlbetrag als Saldo aus dem Zahlungsmittelüberschuss 
  oder -fehlbetrag aus laufender Verwaltungstätigkeit und dem Saldo der Gesamtbeträge der 
  Einzahlungen und Auszahlungen aus Investitionstätigkeit auf	�  -2.542.284 Euro
	- Gesamtbetrag der Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit auf	�  3.000.000 Euro
	- Gesamtbetrag der Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit auf	�  550.000 Euro
	- Saldo der Einzahlungen und Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit auf	� 2.450.000 Euro
	- Veränderung des Bestandes an Zahlungsmitteln im Haushaltsjahr auf	�  -92.284 Euro

festgesetzt.	 	 	 
 	 	 	

§ 2
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und 
Investitionsfördermaßnahmen wird auf	�  3.000.000 Euro
festgesetzt.	 	 	 
		

§ 3
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen zur Leistung von Investitionen und 
Investitionsfördermaßnahmen, der in künftigen Jahren erforderlich ist, wird auf	�  0 Euro
festgesetzt.			 
		

§ 4
Der Höchstbetrag der Kassenkredite, der zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch genommen 
werden darf, wird auf	    �  400.000 Euro
festgesetzt.			 
	 	 	

§ 5
Entsprechend § 14 (2) der Verbandssatzung wird die Betriebskostenumlage (Straßenentwässerungsanteil) 
je km Kanallänge der Gemeinden sowie der S-; B- und K-Straßen festgesetzt:	�  4.648,11 Euro
Die Betriebskostenumlage (Straßenentwässerungsanteil) je Einwohner wird festgesetzt mit:	�  20,86 Euro
Das Gesamtumlagesoll wird festgesetzt mit: 	�  557.216,00 Euro
		
Für die Verbandsmitglieder ergeben sich folgende Umlagebeträge (Ergebnishaushalt):		
Stadt Eilenburg	�  300.476,95 Euro
Gemeinde Doberschütz	�  100.784,53 Euro
Gemeinde Zschepplin	�  58.503,16 Euro
Gemeinde Krostitz	�  97.451,36 Euro

Von den Mitgliedsgemeinden werden investive Straßenentwässerungskostenanteile in Höhe von 952.500,00 € erhoben.
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Für die Verbandsmitglieder ergeben sich folgende investive Straßenentwässerungskostenanteile (Finanzhaushalt):		
Stadt Eilenburg	�  602.500,00 Euro
Gemeinde Doberschütz	  � 100.000,00 Euro
Gemeinde Zschepplin	�  200.000,00 Euro
Gemeinde Krostitz	�  50.000,00 Euro
			
			
Eilenburg, den 15.12.2025	 	 	 
R. Scheler		    	

Verschiedenes

Ausbildung im Lehr- und Versuchsgut Köllitsch:

Tierwirt (m/w/d) Fachrichtung Rinderhaltung
Bewerbungsfrist: 31.01.2026
Beginn: 01.09.2026
Schwerpunkte der betrieblichen Ausbildung
•	Kälber- und Jungrinderaufzucht
•	Rinderhaltung (u. a. Milchgewinnung, vorbeugender Gesund-

heitsschutz, Klauenpflege)
•	Reproduktion des Rinderbestandes (Geburtshilfe und Versor-

gung der Kälber)
•	Produktion von Milch, Zucht- und Masttieren
•	Weidewirtschaft und Futtergewinnung

Benefits
•	die Möglichkeit der befristeten / unbefristeten Übernahme bei 

erfolgreichem Ausbildungsabschluss
• eine attraktive Ausbildungsvergütung nach TVA-L-BBiG
•	eine interessante und gemeinwohlorientierte Tätigkeit in ei-

nem qualifizierten, aufgeschlossenen und engagierten Team
•	eine professionell strukturierte, persönliche Einarbeitung
•	ein Job-Ticket (auch als Deutschlandticket)
•	30 Tage Erholungsurlaub pro Kalenderjahr sowie arbeitsfreie 

Tage am 24. und 31. Dezember
•	anteilige Übernahme der Kosten für Erwerb der Fahrerlaubnis 

Klasse T nach Beginn der 

Voraussetzungen
•	Hauptschulabschluss, Realschulabschluss oder Abitur
•	Freude am Umgang mit Tieren und Landtechnik
•	technisches Verständnis und gute Beobachtungsgabe
•	betriebswirtschaftliches Interesse
•	Bereitschaft zu unregelmäßigen Arbeitszeiten
 
   Von Vorteil sind:
•	Grundkenntnisse in der Landwirtschaft, beispielsweise in 

Form eines Praktikums
•	der Besitz der Fahrerlaubnis Klasse L oder T

Berufsschul- und Ausbildungsort
•	Berufsschule im Beruflichen Schulzentrum Wurzen
•	praktische Ausbildung findet im Referat 78 „Lehr- und Ver-

suchsgut“ in 04886 Köllitsch 
•	überbetriebliche Ausbildung in Köllitsch und zum Teil auch in 

Löbau
•	bei Bedarf Praktika in Praxisbetrieben 

Bewerbung
Bewerbung, Lebenslauf, letztes Schulzeugnis, ggf. Praktikums-
zeugnisse unter der Kennziffer 76/2025 als PDF-Datei per E-Mail 
an Bewerbungen@lfulg.sachsen.de (Anlagen in einer PDF-Datei 
von max. 10 MB zusammenfassen)

Ausbildung Landwirt (m/w/d)
Bewerbungsfrist: 31.01.2026
Beginn: 01.09.2026

Schwerpunkte der betrieblichen Ausbildung
•	Pflanzenproduktion (Getreide-, Futter- und Hackfruchtpro-

duktion)
•	Rinderhaltung (Milchrinder, Fleischrinder)
•	Schweinehaltung
•	Schafhaltung

Benefits
•	die Möglichkeit der befristeten / unbefristeten Übernahme bei 

erfolgreichem Ausbildungsabschluss
• eine attraktive Ausbildungsvergütung nach TVA-L-BBiG
•	eine interessante und gemeinwohlorientierte Tätigkeit in ei-

nem qualifizierten, aufgeschlossenen und engagierten Team
•	eine professionell strukturierte, persönliche Einarbeitung
•	ein Job-Ticket (auch als Deutschlandticket)
•	30 Tage Erholungsurlaub pro Kalenderjahr sowie arbeitsfreie 

Tage am 24. und 31. Dezember
•	anteilige Übernahme der Kosten für Erwerb der Fahrerlaubnis 

Klasse T nach Beginn der 

Voraussetzungen
•	 Hauptschulabschluss, Realschulabschluss oder Abitur
•	Freude am Umgang mit Tieren und landwirtschaftlichen Ma-

schinen
•	technisches Verständnis und gute Beobachtungsgabe
•	betriebswirtschaftliches Interesse
•	Interesse an der Natur und für pflanzenbauliche Prozesse
•	Bereitschaft zu unregelmäßigen Arbeitszeiten
 
   Von Vorteil sind:
•	Grundkenntnisse in der Landwirtschaft, beispielsweise in 

Form eines Praktikums
•	der Besitz der Fahrerlaubnis Klasse L oder T

Berufsschul- und Ausbildungsort
•	Berufsschule im Beruflichen Schulzentrum Wurzen
•	praktische Ausbildung findet im Referat 78 „Lehr- und Ver-

suchsgut“ in 04886 Köllitsch 
•	überbetriebliche Ausbildung in Köllitsch und zum Teil auch in 

Löbau
•	bei Bedarf Praktika in Praxisbetrieben 

Deine Bewerbung
Bewerbung, Lebenslauf, letztes Schulzeugnis, ggf. Praktikums-
zeugnisse unter der Kennziffer 79/2025 als PDF-Datei per E-Mail 
an Bewerbungen@lfulg.sachsen.de (Anlagen in einer PDF-Datei 
von max. 10 MB zusammenfassen)

Als Ansprechpartnerin steht Frau Leipert, Telefon 0351 
26121202, zur Verfügung.
 
Aufgrund der mit dem Aufgabengebiet verbundenen Tätigkei-
ten ist die Stelle je nach Art und Schwere der Behinderung nicht 
uneingeschränkt für Schwerbehinderte geeignet. Schwerbehin-
derte und ihnen gleichgestellte Personen berücksichtigen wird 
bei gleicher Eignung bevorzugt. Ein entsprechender Nachweis 
kann der Bewerbung beigelegt werden.
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Schießwarnungen Nr. 1 und Nr. 2/2026 

für den Standortübungsplatz
Holzdorf „Annaburger Heide“

1)	 Auf dem Standortübungsplatz Holzdorf „Annaburger 
Heide“ Schießgebiet wird an folgenden Tagen Schießen 
im freien Gelände durchgeführt:

Tag Datum Sperrzeit Sperrbereich Bemer-
kung

Mo 29.12.2025 Kein Schießen A/StOÜbPL

Di 30.12.2025 Kein Schießen A/StOÜbPL

Mi  31.12.2025 Kein Schießen A/StOÜbPL

Do 01.01.2026 Kein Schießen A/StOÜbPL

Fr 02.01.2026 Kein Schießen A/StOÜbPL

Sa  03.01.2026 Kein Schießen A/StOÜbPL

So  04.01.2026 Kein Schießen A/StOÜbPL

Mo 05.01.2026 Kein Schießen A/StOÜbPL

Di 06.01.2026 Kein Schießen A/StOÜbPL

Mi  07.01.2026 Kein Schießen A/StOÜbPL

Do 08.01.2026 Kein Schießen A/StOÜbPL

Fr 09.01.2026 Kein Schießen A/StOÜbPL

Sa  10.01.2026 Kein Schießen A/StOÜbPL

So  11.01.2026 Kein Schießen A/StOÜbPL       

2)	 Für den StOÜbPl Holzdorf insgesamt gilt grundsätzlich 
Betrete- und Befahrverbot.

 	 Der Sperrbereich A (Schießen im freien Gelände) ist da-
rüber hinaus durch Schilder und Schranken gesondert 
gekennzeichnet.

	 Es ist verboten, 
	 – den StOÜbPl Holzdorf „Annaburger Heide“ unbefugt 
	    zu betreten,
 	 – sich widerrechtlich Munition oder Munitionsteile 
        anzueignen oder
	 – Blindgänger, Munition und Munitionsteile zu berühren. 
	 Fundorte von Blindgängern im Randgebiet des StOÜbPl 

Holzdorf sind zu kennzeichnen und dem StOÄ Schöne-
walde sofort telefonisch zu melden.

3)	 Übende Truppenteile und Inhaber von Berechtigungsaus-
weisen/ Sonderausweisen dürfen den StOÜbPl Holzdorf 
nur nach vorheriger Einweisung und Belehrung betreten 
bzw. befahren.

4)	 Der übenden Truppe ist jederzeit Vorrang zu gewähren, 
gegebenenfalls ist anzuhalten. Größte Aufmerksamkeit 
gilt bei unbeleuchteten und getarnten Fahrzeugen der 
übenden Truppen auf dem StOÜbPl Holzdorf „Annabur-
ger Heide“.

Im Auftrag
Im Original gezeichnet!
Reihs, StFw u. FwStOAngel		


